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Der deutsche energiesektor ist eng mit dem 
kolumbianischen Bergbau verbunden: große 
Mengen an Kohle aus Kolumbien werden nach 
Deutschland eingeführt, insbesondere aus den 
exportrelevanten Kohlebergbauregionen Kolum-
biens in Cesar und la guajira. In diesen beiden 
Regionen werden in wenigen Kohleminen fast die 
gesamten kolumbianischen exporte abgebaut, so 
auch für den deutschen energiesektor. 
Welche Verantwortung tragen deutsche akteure 
für die menschenrechtlichen auswirkungen und 
Risiken des kolumbianischen Kohlebergbaus, etwa 
die entstandenen Umweltbelastungen und ein-
flüsse auf die regionale entwicklung, die Umsied-
lungen und bezogen auf arbeitsbedingungen? 
Die vorliegende analyse, die auf literaturrecher-
chen und Interviews mit expert_innen und Betrof-
fenen vor Ort beruht, geht dieser frage nach. Sie 
zeigt, dass sowohl den Unternehmen als auch 
den Staaten am anfang und ende der lieferkette 
Verantwortungen und handlungsmöglichkeiten 
bezüglich der menschenrechtlichen auswirkungen 
zukommen. Wer dabei konkret wofür und welche 
Verantwortung trägt, ist nicht immer offenkundig, 
da das akteurgefüge komplex ist. es ist einge-
bettet in eine transnationale Wirtschaftsstruktur, 
die menschenrechtliche Schutzlücken entstehen 
lässt. Zusätzlich herrscht auf nationaler ebene 
auch unter den kolumbianischen akteuren große 
Uneinigkeit über die Verantwortung für die Men-
schenrechtslage. Die Politisierung und Unsach-
lichkeit des vorherrschenden Diskurses von den 
verschiedenen akteuren tragen dazu bei, dass die 
Verantwortungslücke fortbesteht; um diese zu 
schließen, sind neue handlungsstrategien erfor-
derlich. Insgesamt plädiert die analyse für eine 
gemeinsame – transnationale – anstrengung von 
Unternehmen und den Staaten an beiden enden 
der lieferkette. Beide müssen ihre einflussmög-
lichkeiten nutzen und ihren Verantwortlichkeiten 
nachkommen. Um menschenrechtliche Risiken zu 
verringern, sollten auch betroffene lokale gemein-
schaften und zivilgesellschaftliche Organisationen 
miteinbezogen werden. hierzu sollte das Potenzial 
nationaler Menschenrechtsinstitutionen, empo-
werment und Partizipation zu erleichtern, genutzt 
werden. 
Wie solche handlungsstrategien aussehen könn-
ten, zeigt die vorliegende Studie nach einer 
analyse der Menschenrechtssituation in Cesar und 
la guajira im Kontext des Kohlebergbaus. 
Unternehmen, die in den Kohleregionen operieren, 
könnten sicherstellen, dass sie ihrer Verantwor-
tung für die achtung der Menschenrechte nach-
kommen, indem sie zum Beispiel unabhängige 
Menschenrechtsexpertise in ihre Unternehmens-
prozesse integrieren und menschenrechtliche 
Risikoanalysen durchführen, unabhängig von 
allfälligen nachteilen für ihr Unternehmen. In den 
zu ergreifenden Maßnahmen sollten Unternehmen 
die hierarchie Vermeiden – Verringern – Mildern – 
Wiedergutmachen wahren. 
Importierende Unternehmen am ende der liefer-
kette könnten, wie das bereits teilweise geschieht, 
in einen Dialog mit ihren lieferanten treten und 
über gemeinsame Projekte vor Ort eine Integration 
der Unternehmenskulturen vorantreiben, die auf 
einem gemeinsamen Verständnis von Menschen-
rechten beruht. Daraus könnten sie gemeinsame, 
integrierte Verfahren zur ausübung der menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflicht entwickeln, so zum 
Beispiel bei menschenrechtlichen Risikoanalysen 
und folgeabschätzungen, bei effektiven gegen-
maßnahmen sowie bei Transparenz, Kommunika-
tion und Beschwerdemöglichkeiten. Sie sollten 
dabei den menschenrechtlichen Risiken und 
auswirkungen begegnen, die sich aus der eigenen 
geschäftspraxis ergeben. Dies sollten sie trennen 
von aktivitäten, die nicht in direktem Zusammen-
hang zu ihrer menschenrechtlichen achtungs-
verantwortung stehen – wie etwa allgemeines 
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soziales engagement zur Verbesserung der 
lebensbedingungen der Menschen vor Ort – auch 
wenn dies nicht immer scharf voneinander abzu-
grenzen ist. 
gaststaaten von Unternehmen könnten in ihren 
regionalen entwicklungsplänen langfristige 
ansätze wählen und die Zeit nach der Minen-
schließung frühzeitig und transparent vorbereiten. 
heimatstaaten der importierenden Unternehmen 
könnten über interministerielle Prozesse sowie 
über die nationale Rohstoffstrategie und außen-
wirtschaftsförderung einfluss auf die Rahmenbe-
dingungen von Unternehmensaktivitäten nehmen. 
Zur gewährleistung horizontaler Politikkohärenz 
sollten energie-, Umwelt- und handelspolitik 
immer die nachteiligen auswirkungen auf die Men-
schenrechte in den abbauregionen mitdenken. 
nationale Menschenrechtsinstitutionen könnten 
durch eine transnationale Kooperation auf regio-
naler ebene unternehmerische Sorgfaltspflichten 
konkretisieren und ein menschenrechtliches Moni-
toring mit entsprechenden Indikatoren aufbauen, 
um Wirtschaftsaktivitäten auch transnational 
zu überwachen und Informationen entlang der 
lieferkette zu vermitteln. Zudem können sie dabei 
helfen, erfolgreiche Dialogstrukturen zwischen 
Unternehmen und lokalen gemeinschaften zu 
schaffen. Zivilgesellschaftliche Organisationen 
verfügen über ihre lokale nähe und globale Ver-
zweigung über wertvolles spezialisiertes Wissen. 
als unabhängige Sachverständige können sie 
Unternehmen dabei unterstützen, auswirkungen 
des Unternehmenshandelns korrekt einzuschätzen 
und darüber hinaus die Öffentlichkeit informieren 
und mobilisieren. 
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1 Einleitung
Die deutsche energiewirtschaft deckt etwa ein 
Viertel des Kohlebedarfs mit Importen aus Kolum-
bien; damit ist Kolumbien nach Russland der 
zweitwichtigste Kohlelieferant Deutschlands. Die 
lieferketten deutscher (und europäischer) Unter-
nehmen sind also eng mit dem kolumbianischen 
Kohlebergbau verknüpft. Daher sind die beteilig-
ten Unternehmen und die staatlichen Stellen an 
beiden enden der lieferkette verantwortlich für 
auswirkungen der Kohleproduktion auf die Men-
schenrechte in den abbaugebieten, insbesondere 
in den kolumbianischen Provinzen Cesar und la 
guajira. Diese betreffen vor allem die Umwelt, 
Umsiedlungen und Migration, den Konflikt zwi-
schen Staat und illegalen bewaffneten gruppen, 
die arbeitsbedingungen bei den Bergbauunter-
nehmen sowie ihren lieferanten und die regionale 
wirtschaftliche entwicklung. 
nach einer kurzen einführung in den kolumbi-
anischen Bergbausektor (Kapitel 2) und einer 
zusammenfassenden Darstellung tatsächlicher 
und potenzieller Menschenrechtsbeeinträchti-
gungen (Kapitel 3) zeigt die vorliegende analyse 
Möglichkeiten einer transnationalen Zusammen-
arbeit von Menschenrechtsakteuren im Kohle-
sektor auf, um menschenrechtliche Risiken zu 
verringern und abhilfemechanismen zu stärken 
(Kapitel 4). Da die menschenrechtlichen auswir-
kungen in den Kohleabbaugebieten in Kolumbien 
transnational verursacht werden, ist es sinnvoll, 
auch trans nationale Strategien zu entwickeln, um 
diesen auswirkungen zu begegnen und womöglich 
vorzubeugen. Ziel der Studie ist es, die Verant-
wortlichkeiten und Pflichten der einzelnen akteure 
im Umgang mit den menschenrechtlichen Risiken 
und folgen im Kohlebergbau aufzuzeigen und Vor-
schläge für Menschenrechtsinstitutionen, Staaten 
und Unternehmen zu generieren (Kapitel 5), wie 
diese ihrer Verantwortung und ihren Pflichten 
besser nachkommen können.
Die analyse basiert auf einer literaturauswertung,1 
der Zusammenarbeit mit kolumbianischen Wissen-
schaftler_innen zur erfassung lokaler forschungs-
perspektiven2 sowie expert_innengesprächen,3 
Workshops und fokusgruppengesprächen mit 
beteiligten akteuren, darunter Betroffenengrup-
pen, in Kolumbien.4 neben einer qualitativen 
Datenerhebung verfolgten letztere das Ziel, die 
für eine transnationale Kooperation relevanten 
akteure auch mit der nationalen Menschenrechts-
institution Kolumbiens, der Defensoría del Pueblo 
(Defensoría), zusammenzubringen.
Die analyse beschränkt sich auf den exportrele-
vanten Kohlesektor in Kolumbien. Da der deutsche 
energiesektor große Mengen Kohle aus Kolumbien 
bezieht, bot sich dieser Teilbereich des Sektors an, 
um die Kooperation von akteuren in heimat- und 
1 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (im erscheinen): fallbeispiele zu Menschenrechtsproblemen im kolumbianischen Bergbau. 
2 Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat hierfür eine lokale forschungseinrichtung, Centro Regional de empresas y emprendimien-
tos Responsables (CReeR), und einen auf Umwelt und Menschenrechte spezialisierten anwalt, Carlos acosta, in Kolumbien mit einer 
auf leitfragen gestützten Recherche beauftragt. Die leitfragen bezogen sich auf den ökonomischen (I) und normativen (II) Rahmen des 
Bergbausektors in Kolumbien sowie auf fallbeispiele (III) für Unternehmensoperationen, die nachteilige menschenrechtliche auswirkungen 
hatten.
3 Zur Triangulation erster ergebnisse aus der literaturrecherche trafen die autoren dieser analyse im november 2015 eine Reihe von 
expert_innen aus Wirtschaft, Zivilgesellschaft und Staat. 
4 Im Mai 2016 fanden in Cesar und la guajira insgesamt sechs Workshops statt, die vom Deutschen Institut für Menschenrechte, Defen-
soría (die nationalen Menschenrechtsinstitution Kolumbiens) und CReeR durchgeführt wurden. Mit betroffenen gemeinschaften, staatli-
chen Behörden, einer gewerkschaft und den Unternehmen Drummond und el Cerrejón wurde getrennt gesprochen. CReeR, das Deutsche 
Institut für Menschenrechte und die Defensoría haben die ergebnisse protokolliert. Um die Offenheit im gespräch zu sichern, wurde auf 
Tonaufnahmen verzichtet.
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gaststaaten von Unternehmen zu betrachten. 
Dabei wird der Begriff des „heimatstaates“ hier 
auch auf importierende Unternehmen angewen-
det, selbst wenn diese keine oder nur wenige 
Operationen vor Ort durchführen. Wirtschaftliche 
gesichtspunkte wurden betrachtet, sofern sie 
menschenrechtlich und entwicklungsökonomisch 
relevant schienen. Die analyse der Menschen-
rechte sowie der daraus abgeleiteten Verant-
wortlichkeiten der akteure beschränkt sich auf 
die internationalen Menschenrechtsverträge und 
weitere Un-Dokumente, also insbesondere den 
Sozialpakt, den Zivilpakt, die Un-erklärung zu 
den Rechten indigener Völker, die Un-leitprinzi-
pien für Wirtschaft und Menschenrechte und die 
Kernarbeitsnormen der Internationalen arbeits-
organisation (IlO) sowie das IlO-Übereinkommen 
169. Um die Verantwortlichkeiten der einzelnen 
akteure zu benennen, boten sich insbesondere 
die Un-leitprinzipien an, weil diese den völker-
rechtlichen Status quo zusammenfassen und über 
die einstimmige annahme im Menschenrechtsrat 
hohe legitimität genießen.
Im ergebnis kommt sowohl den Bergbauunter-
nehmen vor Ort als auch den Importeuren in den 
heimatstaaten und den Staaten an beiden enden 
der lieferkette eine Verantwortung bezüglich men-
schenrechtlicher auswirkungen des Sektors zu, 
wobei alle Stakeholder daran mitwirken können, 
die Risiken zu verringern: Zivilgesellschaftliche 
Organisationen und betroffene gemeinschaften5 
können dazu beitragen, Konflikte zwischen den 
akteuren zu entpolitisieren und zu einer sachliche-
ren Diskussion zurückzuführen. nationale Men-
schenrechtsinstitutionen mit ihren Verankerungen 
im nationalen Menschenrechtsschutz bei gleich-
zeitiger globaler Vernetzung haben das Potenzial, 
über Informationsvermittlung und menschenrecht-
liche expertise die akteure auf augenhöhe zu 
bringen und die menschenrechtlichen Pflichten, 
insbesondere des Staates, zu konkretisieren.
5 Der Begriff „(lokale) gemeinschaften“ wird in der vorliegenden arbeit für „Communities“ verwendet. 
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2 Bergbau in Kolumbien
2.1 Der Sektor
Der exportrelevante extraktive Sektor in Kolum-
bien konzentriert sich auf vier arten von Rohstof-
fen: erdöl, Kohle, gold und ferronickel.6 Der anteil 
des Sektors am Bruttoinlandsprodukt (BIP) Kolum-
biens hat sich von 2000 bis 2012 fast verdoppelt. 
Deshalb wird vielfach auch vom Mineralien-Boom 
gesprochen.7 
Die erdölexporte haben sich fast verdreifacht (von 
17 auf 50 Millionen Tonnen).8 ferronickel wird nur 
in einer einzigen Mine, Cerro Matoso, abgebaut, 
wobei die abgebaute Menge über die Jahre bei 
100.000 bis 125.000 Tonnen konstant geblieben 
ist.9 Im goldsektor ist es schwieriger, von einem 
Trend zu sprechen. ein großer Teil des goldabbaus 
wird von Kleinschürfer_innen geleistet.10 Diese 
reagieren flexibel auf exogene Variablen, wie etwa 
den goldpreis und die Preise von anderen Produk-
ten, mit denen sie handeln können. So kann von 
einem direkten Zusammenhang zwischen dem 
gold- und Drogenhandel ausgegangen werden: Mit 
sinkenden goldpreisen steigt der Drogenanbau.11 
Seit 2006 sind die goldexporte sprunghaft ange-
stiegen; von circa 17.000 (2006) auf 76.000 Kilo-
gramm (2012). nach dem zwischenzeitlichen 
Preisverfall des goldes auf dem Weltmarkt 
haben sich die ausfuhren auf 48.000 Kilogramm 
(2014) zwar verringert, bleiben aber dennoch auf 
einem relativ hohen niveau. Die Bedeutung des 
goldsektors für das gesamtexportvolumen Kolum-
biens ist demnach geringer als die des Kohlesek-
tors, beträgt aber insgesamt zwischen 3,5 und 
4,5 Prozent der leistungsbilanz.12 
Der anteil der Kohleexporte am gesamtexport-
volumen hat im selben Zeitraum ebenfalls stark 
zugenommen. 2009 machten Kohleexporte circa 
17 Prozent aller ausfuhren aus, im Vergleich zu 
den 1990er-Jahren die doppelte Menge.13 aller-
dings sank der anteil an den exporten bis 2013 
auf knapp unter zwölf Prozent, steigt seitdem aber 
tendenziell wieder an.14 Der Beitrag des Kohle-
sektors und der Metalle ist für das BIP zwar von 
geringerer Bedeutung als der des erdöls, aber in 
einzelnen Regionen macht der Kohle- oder gold-
bergbau dennoch den hauptteil der Produktion 
aus.15 Insgesamt lässt sich festhalten, dass Kohle 
mit einem anteil von über 13 Prozent an den 
exporten ausgesprochen wichtig für den kolum-
bianischen außenbeitrag ist.16 Projektionen für 
2035 gehen davon aus, dass mit erschöpfung der 
Kohlevorkommen dieser anteil sinken wird und 
in den entsprechenden Regionen nach anderen 
Wirtschaftszweigen gesucht werden muss. Dieses 
Szenario impliziert aus menschenrechtlicher Sicht 
auch Konsequenzen für staatliches und unterneh-
merisches handeln heute (vgl. Kapitel 4.2).
Der großteil des Kohleabbaus findet in den 
Provinzen Cesar und la guajira statt. In Cesar 
6 Zum nickelabbau in der Mine Cerro Matoso hat die Defensoría eine umfassende Studie veröffentlicht. Siehe hierzu Defensoría del Pueblo 
(2014).
7 Vgl. el espectador (2014).
8 Siehe acosta (2016), S. 2.
9 Vgl. el espectador (2015).
10 Vgl. Massé / Munevar (2016).
11 Vgl. Massé / Munevar (2016), die von Substitutionseffekten zwischen dem gold- und Drogensektor sprechen.
12 Siehe acosta (2016), S. 3. 
13 ebd. acosta (2016).
14 ebd.
15 ebd.
16 Unter außenbeitrag wird die Differenz aus export und Import einer Volkswirtschaft verstanden.
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machten im Jahr 2014 die einnahmen aus Koh-
leexporten knapp 50 Prozent des BiP aus, in la 
guajira waren es im Jahre 2014 knapp 40 Pro-
zent.17 Der größte Kohletagebau lateinamerikas, 
Cerrejón, befindet sich in la guajira.18 Circa die 
Hälfte der Bevölkerung in la guajira ist indigen.19 
gleichzeitig ist diese region laut der staatlichen 
Statistikbehörde Departamento administrativo 
nacional de estadística (Dane) eine der ärmsten 
des landes.20 Dies bestätigt auch der multidi-
mensionale armuts-index;21 er weist für ländliche 
gegenden einen mangel von fast 97 Prozent in 
den Bereichen Bildung, gesundheit und lebens-
standard aus: ab 50 Prozent gilt eine Situation 
als ernsthafte armut. in Cesar wurden seit 1997 
circa 200.000 menschen vertrieben und in la 
guajira circa 70.000. Die Vertreibungen hingen 
zu großen Teilen mit dem bewaffneten Konflikt 
zusammen.22
Der anteil indigener und afrokolumbianischer 
 Bevölkerung in den regionen mit formellem, 
also lizensiertem Kohlebergbau ist mit bis zu 
50 Prozent sehr hoch. in den großen minen 
(large Scale mining) haben drei Prozent23 der 
minenarbeiter_ inn en einen indigenen oder 
 afrokolumbianischen Hintergrund.24 Drei Prozent 
der arbeitskräfte sind Frauen. Bei minen kleiner 
und mittlerer größe liegt der anteil von indige-
nen und afrokolumbianischen arbeiter_innen bei 
fünf Prozent und der von Frauen bei zehn Prozent.25 
 menschenrechtlich ist ein besonderes augen-
merk auf die rechte und Bedürfnisse, wie auch 
Herausforderungen von individuen zu legen, die 
gruppen oder Bevölkerungsteilen angehören, die 
einem besonderen risiko der Vulnerabilität und 
 marginalisierung ausgesetzt sind. insbesondere 
17 Siehe acosta (2016), S. 2. 
18 Siehe Creer (2016), S. 36.
19 Siehe Dane (2010), S. 2. 
20 Siehe Creer (2016), S. 7. 
21 Der multidimensionale armuts-index ist ein vom unDP entwickelter indikator, der armut anhand von fünf einzelindikatoren misst, darunter 
gesundheit, arbeit und lebensstandard. Für detaillierte informationen siehe united nations Development Programme (o.J.): multidimensi-
onal Poverty index (mPi). http://hdr.undp.org/en/content/multidimensional-poverty-index-mpi (abgerufen am 02.06.2017).
22 Siehe Hamm / Schax (2014), S. 22.
23 Siehe Creer (2016), S. 19.
24 Vgl. Balch (2013).
25 Siehe Creer (2016), S. 11.
26 Diese besondere Problematik wird im Weiteren allerdings nicht mehr gesondert gegenstand der untersuchung sein.
27 Siehe PaX (2014), S. 75. 
müssen die unterschiedlichen risiken, denen 
Frauen und männer sowie Kinder und Jugendliche 
ausgesetzt sein können, gebührend berücksich-
tigt werden.26 Für den großflächigen Kohletage-
bau betrifft dies insbesondere die umliegenden 
gemeinschaften.
2.2 Die Unternehmen
Der für exporte relevante Kohlebergbau in den 
regionen Cesar und la guajira geschieht größ-
tenteils als lizensierter, großangelegter Bergbau 
(large Scale mining) zur extraktion von ober-
flächennaher Steinkohle im offenen Tagebau 
(open-pit). in Cesar führen dies die unterneh-
men Drummond, glencore/Prodeco, murray 
und  Caribbean ressources durch. in la guajira 
operiert Cerrejón. Bei allen exportrelevanten 
minenbetreibern handelt es sich um ausländische 
unternehmen beziehungsweise deren kolumbiani-
sche Tochterunternehmen.
Die energieindustrie in Deutschland steht 
in enger Verbindung mit dem Kohlesektor in 
Kolumbien. neben den „Big Four“, also den vier 
 großen energieversorgern in Deutschland, rWe, 
Vatten fall Deutschland, e.on und enBW (energie 
Baden-Württemberg), sind auch andere deutsche 
unternehmen involviert, so etwa der fünftgrößte 
deutsche Stromerzeuger STeag aus essen. laut 
dem informationssystem zum Bergbau in Kolum-
bien (Sistema de información minero Colombi-
ana – SimCo) gingen 2013 mehr als die Hälfte 
aller kolumbianischen Kohleexporte nach europa.27
Der energiebedarf in Deutschland wurde im 
Jahre 2014 laut Statistischem Bundesamt zu 
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42 Prozent aus Braun- und Steinkohle gedeckt. 
Im Jahr 2013 wurden 7.884.000 Tonnen Kohle 
aus Kolumbien für Kohlekraftwerke in Deutsch-
land importiert. nach Russland ist Kolumbien 
damit der zweitwichtigste Kohlelieferant Deutsch-
lands und deckt etwa ein Viertel des hiesigen 
gesamtbedarfs ab.28
Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der 
exportrelevante Kohlebergbau nicht nur, aber maß-
geblich in den beiden Regionen Cesar und la gua-
jira stattfindet und in der hand von Unternehmen 
aus den USa, Kanada, der Schweiz, großbritan-
nien und Südafrika liegt. Deutsche Unternehmen 
sind hier vor allem als Importeure von Bedeutung.




Drummond ist ein US-amerikanischer Minenbetreiber mit einer Mine in 
alabama/USa und einer in Kolumbien. außerdem verfügt Drummond in Kolum-
bien über einen eigenen hafen, Puerto Drummond.29 Zwei weitere häfen des 




Prodeco ist ein kolumbianisches Unternehmen, aber zu hundert Prozent Tochter 
von glencore plc, einer der weltweit größten Rohstoffkonzerne mit hauptsitz in 
der Schweiz. In Kolumbien verfügt glencore durch Prodeco über zwei Kohlemi-
nen in Cesar und außerdem über ein Drittel der Cerrejon-Mine.30
Murray energy 
Corporation
Murray energy Corporation ist laut eigenen aussagen das größte Kohleabbau-
unternehmen der USa, wo es auch den großteil seiner Operationen durchführt. 




Caribbean Resources Corporation, vormals Pacific Coal, ist ein kanadisches 
Bergbauunternehmen, das die akquise, exploration und Produktion von Kohle in 
Kolumbien zum Zweck hat.32 Das Unternehmen ist eigentümer von zwei Minen 
in Cesar und einer in Boyacá.33
Cerrejón (la 
guajira)
Cerrejón ist der größte Steinkohletagebau lateinamerikas und der zehntgrößte 
auf der erde.34 Das Unternehmen gehört zu je einem Drittel BhP Billiton, anglo 
american und glencore.35 BhP Billiton baut metallische und energetische 
Minerale ab und hat seine hauptsitze in australien und großbritannien. anglo 
american baut neben Kohle auch Metalle ab und verarbeitet sie, ebenso wie 
Diamanten. Das Unternehmen hat seinen Sitz in london und ist dort und in 
Südafrika an der Börse.36 2016 hat anglo american angekündigt, seine anteile 
an Cerrejón zu verkaufen, wobei BhP Billiton und glencore diese übernehmen 
könnten.37
28 Siehe Bundesanstalt für geowissenschaften und Rohstoffe (2014), S. 27.
29 Vgl. Drummond lTD. Colombia (o.J.).
30 Vgl. Prodeco (2016).
31 Vgl. The Wall Street Journal (2015).
32 Vgl. finance Colombia (2016).
33 Vgl. Carribean Resources (o.J.).
34 Vgl. Mining-technology.com (2013).
35 Siehe CReeR (2016), S. 36.
36 Vgl. Cerrejón (o.J.): Our Company.
37 Vgl. Bloomberg (2016).
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3 Menschenrechte und Entwicklung im 
 kolumbianischen Kohlebergbau
In öffentlich zugänglichen englischsprachigen 
Publikationen im Zeitraum von 2010 bis 2017 
haben wir 28 fallbeispiele gefunden, die nachtei-
lige auswirkungen auf die Menschenrechte durch 
den Kohleabbau in Kolumbien beschreiben. Die 
Unternehmensaktivitäten wirken sich laut dieser 
Veröffentlichungen auf zahlreiche Rechte aus: 
Recht auf leben, freiheit und Sicherheit, Recht 
auf Versammlungsfreiheit, Recht auf Vereinigungs-
freiheit, Recht auf einen angemessenen lebens-
standard, Konsultationsrechte indigener Völker, 
Recht auf eigentum, Recht auf freizügigkeit, Recht 
auf entschädigung, Recht auf gesundheit, Rechte 
in der arbeit.38 
Die vorliegende analyse sucht nach Möglich-
keiten für internationale akteure, wie sie durch 
ihre Zusammenarbeit menschrechtliche Risiken 
im kolumbianischen Bergbausektor verringern 
und deren auswirkungen begegnen können. Vor 
diesem hintergrund schien es methodisch sinnvoll 
zu sein, die analyse selbst in den Kontext einer 
solchen Kooperation zu setzen. hierfür hat das 
Deutsche Institut für Menschenrechte, nationale 
Menschenrechtsinstitution Deutschlands, gemein-
sam mit der Defensoría del Pueblo, der nationalen 
Menschenrechtsinstitution Kolumbiens, feldbesu-
che in den exportrelevanten Kohleregionen Kolum-
biens vorgenommen.39 Begleitet wurden die beiden 
Menschenrechtsinstitutionen von CReeR, Centro 
Regional de empresas y emprendimientos Res-
ponsables, einer forschungseinrichtung, die eine 
umfassende menschenrechtliche folgeabschät-
zung im Bergbausektor Kolumbiens vorgenommen 
hat und deshalb mit den verschiedenen Stakehol-
dern vertraut ist. Durch diese herangehensweise 
ist ein komplexes Beziehungsgeflecht sichtbar 
geworden: Das Deutsche Institut für Menschen-
rechte befindet sich im austausch mit Kohleim-
porteuren aus Deutschland und der deutschen 
Regierung, hier insbesondere mit dem Bundesmi-
nisterium für wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
entwicklung. Die Defensoría wiederum hat über 
ihre Büros in den Regionen die Möglichkeit, mit 
den Bergbauunternehmen vor Ort in Verbindung zu 
treten. außerdem empfängt sie Beschwerden von 
lokalen gemeinschaften und ist auf diese Weise 
mit betroffenen gruppen vernetzt.40
Die Delegation, bestehend aus den nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen in Deutschland und 
Kolumbien sowie der lokalen forschungseinrich-
tung CReeR, veranstaltete in la guajira und Cesar 
voneinander getrennte fokusgruppengespräche 
mit verschiedenen Stakeholdern: lokale gemein-
schaften in Cesar41 und la guajira42, zivilge-
sellschaftliche Organisationen in Cesar43, das 
Bergbauunternehmen Drummond in Cesar44 und 
38 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (im erscheinen): fallbeispiele zu Menschenrechtsproblemen im kolumbianischen Bergbau.
39 Das Deutsche Institut für Menschenrechte hat die Kooperation entsprechend seines Kooperationsmodells zur transnationalen Zusammen-
arbeit im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte aufgebaut [vgl. DIMR (2014): Transnational Cooperation in Business and human Rights. 
a model for analysing and managing nhRI networks. http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/_migrated/tx_commerce/
Transnational_Cooperation_in_Business_and_human_Rights._a_model_for_analysing_and_managing_nhRI_networks.pdf (abgerufen am 
13.03.2017)]. 
40 Vgl. Deutsches Institut für Menschenrechte (2017): good Practice nMRI Kooperation: die Zusammenarbeit des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte mit der Defensoría del Pueblo.
41 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in Cesar.
42 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in la guajira.
43 Vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs mit der Zivilgesellschaft in Cesar.
44 Vgl. Protokoll des gesprächs mit Drummond in Cesar.
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das Bergbauunternehmen Cerrejón in la guajira45 
sowie staatliche Behörden in Cesar und la guajira, 
hier insbesondere die staatliche Umweltagentur 
anla, autoridad nacional de licencias ambien-




als ihre größte Sorge bezeichneten lokale gemein-
schaften die auswirkungen des Kohlebergbaus auf 
die Umwelt sowie drohende Umsiedlungen. hier 
zeichneten sich auch klare Konfliktlinien gegen-
über Unternehmen und staatlichen Behörden ab. 
Dabei handelte es sich nicht allein um Interes-
senskonflikte, sondern auch um unterschiedliche 
Wahrnehmungen von auswirkungen und sich 
widersprechende einschätzungen für die Ursa-
chen von Problemen. Deutlich wurde ein hohes 
Misstrauen der lokalen gemeinschaften gegen-
über Unternehmen und staatlichen Behörden und 
umgekehrt.
Umwelt: Zunächst lässt sich unabhängig von den 
Berichten der Stakeholder festhalten, dass der 
Kohlebergbau im allgemeinen auswirkungen auf 
die Umwelt hat und damit auch mit menschen-
rechtlichen folgen verbunden sein kann.48 
Veränderungen der Umwelt, etwa die Verschlech-
terung der luftqualität und die absenkung des 
grundwasserspiegels, wirken sich nachteilig 
auf die Menschenrechte aus; insbesondere die 
Umsetzung des Rechts auf einen angemessenen 
lebensstandard und das Recht auf ein höchst-
maß an gesundheit wird erschwert oder verhin-
dert (artikel 11, 12 Sozialpakt).49 Die Schwere 
der Menschenrechtsverletzung hängt nicht alleine 
von der art der Verursachung ab, sondern auch 
von den Bedingungen vor Ort: In Dürreregionen 
wie la guajira kann beispielsweise die absenkung 
des grundwasserspiegels oder die Umleitung 
von flüssen den Zugang zu Trinkwasser weiter 
erschweren.50 Doch nicht alleine gemeinschaf-
ten, die im einflussgebiet der Minen ansässig 
sind, bekommen diese negativen folgen zu 
spüren, auch in entfernten gebieten kann es zur 
 Verringerung des Wasseraufkommens kommen. 
gesundheitliche Schäden – von atemwegs- bis 
hin zu Krebserkrankungen –, die von gemein-
schaften im einflussgebiet der Minen gemeldet 
werden, sind ihrem Wesen nach multifaktoriell 
und können deshalb selten ausschließlich auf eine 
spezifische Unternehmenstätigkeit zurückgeführt 
werden.51 
Die lokalen gemeinschaften in la guajira und 
Cesar, die an den gesprächen teilnahmen, sahen 
die Bergbauunternehmen in direkter Verantwor-
tung für das verstärkte auftreten gesundheitlicher 
Beschwerden der Menschen vor Ort. eine Teil-
nehmerin warf den Unternehmen darüber hinaus 
vor, dass sie für die mangelnde gesundheitliche 
Versorgung verantwortlich seien, weil sie die 
Ärzt_innen in der Minenregion beeinflussten, die 
dann die Behandlung von Mitgliedern aus diesen 
gemeinschaften verweigern würden. andere 
Teilnehmende unterstützten diese aussage. Die 
Unternehmen wiesen diesen Vorwurf zurück. auch 
sahen sie ihren Wasserverbrauch nicht im Zusam-
menhang mit dem Wassermangel in den Regionen. 
Die Diskussion um die Umweltauswirkungen des 
Kohleabbaus ist – an beiden enden der lieferkette 
und bei allen akteuren – im hohen Maße politisiert 
und von Misstrauen geprägt.52
45 Vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira.
46 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit staatlichen Behörden in Cesar.
47 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit staatlichen Behörden in la guajira.
48 Vgl. Office of the United nations high Commissioner for human Rights (o.J.).
49 Vgl. Max Planck Institut (2016).
50 Vgl. Contraloria (2014).
51 Vgl. Contraloria (2014).
52 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in Cesar; vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit staatlichen Behör-
den in Cesar; vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit staatlichen Behörden in la guajira; vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs 
mit der Zivilgesellschaft in Cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit Drummond in Cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la 
guajira.
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Über die auswirkungen des Kohleabbaus auf die 
Umwelt wissen die Unternehmen vor Ort am bes-
ten Bescheid, denn sie kennen die fördermenge 
und die Technologie, zudem nehmen sie – nach 
eigenen aussagen – regelmäßig Messungen der 
luftqualität vor. Die kohleimportierenden Unter-
nehmen (im heimatstaat) sind weit entfernt von 
den Operationen und haben keinen direkten 
Zugang zu den Informationen ihrer lieferanten. 
gleichzeitig stehen die einführenden Unterneh-
men aber in engem Kontakt zu ihren lieferanten 
und könnten darüber zumindest teilweise einfluss 
nehmen (vgl. hierzu Kapitel 4). Durch die entfer-
nung zu den Operationen entsteht hier allerdings 
insgesamt eine Verantwortlichkeitslücke auf der 
Seite der heimatstaaten-Unternehmen.
Umsiedlungen: Bei dem großflächigen offenen 
Tagebergbau, wie er in Cesar und la guajira 
durchgeführt wird, müssen Bewohner_innen, die in 
der nähe der Mine wohnen, regelmäßig anderswo 
hinziehen. Dies hängt damit zusammen, dass 
immer wieder neue gruben geöffnet werden, wenn 
das Kohleaufkommen in einer grube erschöpft ist. 
Die Vertreter_innen der lokalen gemeinschaften 
in Cesar und la guajira problematisierten bei den 
gesprächen in la guajira und Cesar ihre erfah-
rungen mit Umsiedlungen. ein Vertreter aus la 
guajira berichtete von gewalterfahrungen während 
der Umsiedlung, als er sich geweigert habe, sein 
haus zu verlassen. auch sei ihm sein eigentum 
weggenommen worden, das er bis heute nicht 
wiederbekommen habe.53 Die gemeinschaften in 
la guajira waren bereits umgesiedelt worden, aber 
unzufrieden mit den Wohn- und lebensbedingun-
gen an dem neuen Ort: Sie beschwerten sich über 
verschmutztes Trinkwasser, über nicht ausrei-
chende anbauflächen für ihre landwirtschaft 
und den Zustand der Straße, die durch ihren Ort 
führt. Zudem könnten sie aufgrund der ungenü-
genden Weide- und anbauflächen nicht genug 
geld erwirtschaften, um ihre Stromrechnungen 
zu zahlen, weshalb viele familien ohne elektrizität 
auskommen müssten.54 In Cesar stand einer der 
lokalen gemeinschaften die Umsiedlung bevor. 
hier beklagte ein Vertreter dieser gemeinschaft, 
dass die Diskussionen um die Umsiedlung zu 
sozialen Spaltungen innerhalb der gemeinschaft 
geführt hätten. Bei allen gemeinschaften handelt 
es sich um afrokolumbianische gemeinschaften, 
die in Kolumbien – ähnlich wie indigene gruppen – 
gesonderte Konsultationsrechte genießen.55 Ver-
treter von zwei gemeinschaften aus la guajira und 
einer gemeinschaft aus Cesar beklagten, dass die 
afrikanische herkunft seiner gemeinschaft nicht 
anerkannt werde – entgegen ihrer Selbstidentifika-
tion. Dies habe dazu geführt, dass ihnen das Recht 
auf vorherige Konsultation verwehrt geblieben sei, 
obwohl die Bergbauaktivitäten ihren lebensraum 
massiv beeinflussten.56 aus Sicht der gemein-
schaften finden Verhandlungen mit Unternehmen 
über die Bedingungen der Umsiedlung nicht 
auf augenhöhe statt und der Staat ist entweder 
abwesend oder parteiisch.57 Die Unternehmen 
Cerrejón und Drummond zeichnen das Bild eines 
vorbildhaften, besonders partizipativen Prozesses 
53 Umsiedlungen sind nicht immer frei von gewalt, die von privaten Sicherheitsfirmen oder der Polizei ausgehen kann. In solchen fällen 
wird damit zusätzlich das Recht auf körperliche Unversehrtheit verletzt [vgl. hierzu Wright (2014); vgl. arbeitsgruppe Schweiz Kolumbien 
(2007)].
54 Vgl. zu „adäquatem Wohnen“ und „forced evictions“: Un, Committee on economic, Social and Cultural Rights (1997): general Comment 
7; vgl. auch Deutsches Institut für Menschenrechte (2014): Information anlässlich des Berichts der Sonderberichterstatterin für angemes-
senes Wohnen, Raquel Rolnik. http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/fileadmin/_migrated/tx_commerce/Information_der_abtei-
lung_Int_Menschenrechtspolitik_anlaesslich_des_Berichts_der_Sonderberichterstatterin_fuer_angemessenes_Wohnen_Raquel_Rolnik.
pdf (abgerufen am 06.02.2017). 
55 gemäß der IlO-Konvention 169 haben indigene Völker das Recht auf vorherige Konsultation, wenn ihre Kollektivrechte und gemeinschaft-
lichen Interessen durch Maßnahmen wie explorationsprojekte und Bergbauaktivitäten beeinträchtigt werden können. Mit der Ratifizierung 
der IlO-Konvention 169 im Jahr 1991 ist Kolumbien zur einhaltung verpflichtet. In Kolumbien gelten die Konsultationsrechte für indigene 
Völker und für afrokolumbianische gruppen; der Staat hat sie zu achten, zu schützen und zu gewährleisten. für einen Überblick über den 
gesetzlichen Rahmen in Kolumbien siehe Ministerio del Interior (2013), S. 9.
56 Vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in Cesar; vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in 
la guajira.
57 Zudem werden die Konsultationen oft erst durchgeführt, wenn relevante Vorentscheidungen bereits gefallen sind [vgl. hermández / 
 Salcedo / arango (2015); vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in Cesar; vgl. Protokoll der fokusgruppengesprä-
che mit gemeinschaften in la guajira]. 
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hinsichtlich der Umsiedlungen,58 während Betrof-
fene und zivilgesellschaftliche Organisationen, die 
sich als Betroffenenvertreter betrachten, massive 
Menschenrechtsverletzungen anprangern.59 Insge-
samt zeigte sich, dass die Positionen der akteure 
vor Ort stark verhärtet waren und wenig Raum für 
einen Dialog blieb. am ehesten sahen die Beteilig-
ten bei der nationalen Menschenrechtsinstitution 
ein vermittelndes Potenzial. Die Importeure, also 
etwa deutsche Unternehmen und die europäi-
schen heimatstaaten, wurden in den gesprächen 
nicht thematisiert.
Arbeitsbedingungen: Die Vertreter_innen der 
lokalen gemeinschaften, die an den fokusgrup-
pengesprächen in Cesar und la guajira teilnah-
men, berichteten, dass aus ihren gemeinschaften 
kaum jemand in den Minen beschäftigt werde: 
eine gemeinschaft berichtete von einer einzi-
gen Person, bei einer anderen fand kein Mitglied 
eine anstellung bei den Bergbauunternehmen. 
gewerkschaftsvertreter, mit denen das Institut, 
die Defensoría und CReeR ein gespräch in Cesar 
geführt haben, kritisierten die Vorkehrungen 
der Unternehmen zum Schutz vor langzeitschä-
den durch arbeitsplatzbedingte Krankheiten als 
unzureichend.60 Die gewerkschaften berichten von 
hunderten gegenwärtig erkrankten Bergbauarbei-
ter_innen.61 Sie kritisieren, dass arbeitsbedingte 
Krankheiten62 von den Unternehmen weitgehend 
ignoriert würden. ein Konzept zur arbeitsplatz-
gesundheit oder zumindest dessen Umsetzung 
fehle häufig. Unternehmen kämen ihrer Pflicht, 
arbeitsbedingte erkrankungen als solche anzu-
erkennen, nicht nach, dementsprechend mangle 
es an Maßnahmen zur Verbesserung der arbeits-
bedingungen im Betrieb.63 Zusätzlich haben nach 
auskunft der gewerkschaften die kohleabbau-
enden Unternehmen der Region wiederholt das 
Streikrecht unterlaufen, ohne dass der Staat in der 
folge eingegriffen habe.64 Bei Behinderungen der 
ausübung des Streikrechts werden die zuständi-
gen arbeitsbehörden von arbeitnehmerseite als 
„Komplizen“ der Unternehmen wahrgenommen.65 
Die Unternehmen vor Ort betonten dagegen die 
einhaltung nationaler und internationaler Vorga-
ben. Cerrejón gibt an, dies beziehe sich auch auf 
mit dem Unternehmen verbundene Zulieferer und 
Dienstleister.66 
Bewaffneter Konflikt: einige der öffentlich 
zugänglichen Publikationen, insbesondere PaX 
(2014), beschäftigen sich mit dem Zusammen-
hang zwischen Bergbau und bewaffnetem Konflikt 
in Kolumbien.67 Die Publikationen thematisieren 
hauptsächlich gewalt, die von paramilitärischen 
gruppen gegenüber der Bevölkerung ausgeübt 
wurde. Die meisten fälle in der exportrelevanten 
58 Vgl. Cerrejón (o.J.); vgl. Drummond lTD. Colombia (o.J.).
59 Vgl. acevedo (2014).
60 Zwar kommen Unfälle im großflächigen formellen Kohlesektor deutlich weniger vor als im informellen subterranen Bereich, dennoch 
bestehen auch hier Sicherheitsrisiken, denen mit angemessenen Vorkehrungen zu begegnen ist. Zwischen 2005 und 2016 gab es nach 
angaben der agencia nacional de Mineria mindestens 875 „notfälle“, 1.061 Todesfälle und 586 Verletzte im gesamten kolumbianischen 
Bergbausektor. 81 Prozent der Vorfälle ereigneten sich im Kohlebergbau. 74 Prozent betrafen den formellen Sektor. 94 Prozent aller 
Vorkommnisse ereigneten sich im Untertagebergbau [vgl. agencia nacional de Minería (2016)].
61 Da viele der im Kohlebergbau Beschäftigten starken Vibrationen, extremem lärm, körperlichen Belastungen und Kohlestaub ausgesetzt 
sind, ist das Risiko gesundheitlicher langzeitschäden besonders hoch [vgl. Peñuela (2013); vgl. Robledo (2016)].
62 nach ngO-angaben sind chronische erschöpfung, Rückenleiden, Silikose (Staublunge), arthrose und hörverlust verbreitet [vgl. Butler 
(2012); siehe auch Kapitel 4.1]. 
63 Internationale Studien belegen einen kausalen Zusammenhang zwischen Kohlestaub, wie er beim Tagebau entsteht, und lungenerkran-
kungen, Blutgefäßstörungen und Krebs. hierauf weist auch der kolumbianische Rechnungshof explizit hin [vgl. Rico / Salamanca (2013)]. 
Zurzeit berichten gewerkschaften von hunderten erkrankten arbeiter_innen [vgl. Peñuela (2013) und Robledo (2016)]. 
64 Vgl. Protokolle der fokusgruppengespräche mit gewerkschaften in Cesar; vgl. außerdem ITUC (2013). Im august 2013 hat beispielsweise 
das Unternehmen Drummond versucht, gegenüber der gewerkschaft Central Unitaria de Trabajadores de Colombia (CUT) den Streik zu 
brechen, den die Beschäftigten des Unternehmens, insbesondere die in der gewerkschaft Sintraminergética organisierten Beschäftigten, 
führten. Die zuständigen arbeitsbehörden gerieten wegen „Komplizenschaft“ mit dem Unternehmen in die Kritik.
65 Vgl. auch ITUC (19.08.2013).
66 Vgl. Política de Responsabilidad Social laboral des Unternehmens [Cerrejon (o.J): Política de Responsabilidad Social laboral. http://www.
cerrejon.com/site/desarrollo-sostenible-%e2%80%a2-responsabilidad-social-rse/empleados/relaciones-laborales.aspx (abgerufen am 
02.06.2017)]. 
67 Vgl. PaX (2016a); vgl. goodland (2011); vgl. amnesty International (2013); vgl. Banco de Datos (2013); vgl. Columbia Reports (2015); 
vgl. el Spectator (2016) und vgl. United States Court of appeal for the eleventh Circuit (2016). 
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kohleregion werden vor allem der rechtsgerichte-
ten paramilitärischen gruppe autodefensas unidas 
de colombia zugeordnet. bei den gesprächen 
von defensoría, institut und creer vor ort wurde 
der bewaffnete konflikt nicht offen thematisiert.68 
da PaX (sowohl von 2014 als auch von 2016) 
drummond direkt vorwirft, mit der ermordung von 
gewerkschaftsvertretern in Verbindung zu stehen, 
erschwert die empfindlichkeit der thematik eine 
offene aussprache. Vertreter_innen von gemein-
schaften und gewerkschaften in cesar berichteten 
zwar, dass sie drohbriefe bekämen, allerdings ken-
nen weder die gemeinschaften noch die gewerk-
schaften die Verfasser. die Friedensverhandlungen 
zwischen der kolumbianischen regierung und 
den Farc (Fuerzas armadas revolucionarias 
de colombia), die im erhebungszeitraum für die 
qualitativen gespräche der vorliegenden studie die 
öffentliche debatte dominierten, schienen in den 
Fokusgruppen weniger im Zentrum der aufmerk-
samkeit zu stehen. bezogen auf schutzlücken und 
wie akteure international zusammenarbeiten kön-
nen, um diese zu schließen, ist es dennoch sinn-
voll, an dieser stelle auf drei aspekte aufmerksam 
zu machen, die mit dem Friedensprozess zu tun 
haben: der Friedensvertrag als investitionsanreiz; 
das spannungsverhältnis zwischen investitions-
schutz und Friedenprozess sowie Politik in europa, 
die mit dem kolumbianischen bergbau zusammen-
hängen kann.
(1)  der Friedensvertrag als investitionsanreiz: bei 
zunehmender Friedenssicherheit steigt der 
anreiz für unternehmen, in den regionen zu 
investieren. anders gesagt: investition ist mit 
politischer stabilität positiv korreliert. aller-
dings ist eine entsprechende gewährleistung 
68 Vgl. Protokoll des Fokusgruppengesprächs mit der Zivilgesellschaft in cesar; vgl. Protokoll der Fokusgruppengespräche mit gemeinschaf-
ten in cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit drummond in cesar.
69 Vgl. Protokoll des Fokusgruppengesprächs mit staatlichen behörden in cesar; Protokoll des Fokusgruppengesprächs mit staatlichen 
behörden in guajira. 
70 siehe Pax (2014), s. 73. Pax argumentiert, unternehmen hätten von Zwangsumsiedlungen seitens illegaler bewaffneter gruppen profitiert, 
weil auf diese weise land für sie freigemacht wurde, ohne dass ein abkommen mit den gemeinschaften unterzeichnet werden musste. 
beispiele sind die umsiedlung von mindestens 33 Familien in Mechoacán (1999–2004) und von mindestens 48 Familien in el Prado 
(2002). als zweiten beleg analysiert Pax attentate aus den Jahren 2012 bis 2016, zuletzt gegen einen afrokolumbianer im septem-
ber 2016, der gegen die ausweitung einer drummond-Mine aktiv war [vgl. hierzu PaX (2016a) und PaX (2016b)].
71 Vgl. kongress der republik kolumbien (2011).  
72 Vgl. van ho (2016), s. 60–85. 
73 Vgl. kongress der republik kolumbien (2011). 
74 Vgl. van ho (2016).
dadurch erschwert, dass die staatlichen auto-
ritäten in den regionen bereits damit überfor-
dert sind, die bestehenden unternehmen zu 
regulieren respektive abhilfe zu schaffen, wenn 
beispielsweise im Zuge von umsiedlungen 
Menschenrechte beeinträchtigt werden oder 
wenn die kohleproduktion gesundheitliche 
schäden bei den anwohner_innen verursacht.69 
(2)  spannungsverhältnis zwischen investitions-
schutz und Friedensprozess: es ist unklar, ob 
unternehmen durch investitionsabkommen 
davor geschützt sind, land zurückzugeben,70 
wie es das kolumbianische opfergesetz (Ley de 
Víctimas y restitución de tierras)71 vorsieht.72 
es ist teil des Friedensprozesses und trat 2011 
in kraft.73 aufgrund dieses gesetzes werden 
einige unternehmen land, an dem sie während 
des konflikts rechte erworben haben, zurück-
geben müssen. dies kann möglicherweise mit 
internationalem investitionsrecht kollidieren, da 
kolumbien 18 handels- und investitionsabkom-
men unterzeichnet hat. laut van ho (2016), 
die dies untersucht, bleiben die unternehmen 
geschützt, wenn der kauf unter Zustimmung 
der zuständigen staatlichen behörden abge-
schlossen wurde. auch mündliche Zusagen 
reichten dabei aus.74
(3)  Politik in europa: Politische entscheidungen 
in deutschland und europa wurden bei den 
gesprächen vor ort nicht thematisiert. bei-
spielsweise maß keine der befragten gruppen 
der eu-regulierung zu konfliktmineralien 
eine bedeutung zu. dabei beeinflussen poli-
tische entscheidungen in europa durchaus 
die Menschenrechtslage im exportrelevanten 
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Kohlebergbau Kolumbiens. Die eU-Regulierung, 
die nach einer rund zweijährigen Debatte am 
16. März 2017 verabschiedet wurde, definiert 
als Konfliktmineralien lediglich Zinn, Wolfram, 
Tantal und gold.75 Wenn die anschuldigungen 
von PaX (2014), dass es eine geschäftliche 
Verbindung von paramilitärischen gruppen und 
Drummond gebe, sich bewahrheiten, ist nicht 
ersichtlich, weshalb Kohle kein  Konfliktrohstoff 
sein sollte. Sollte sich der Vorwurf nicht 
bestätigen, bleibt trotzdem die frage, wie ein 
Unternehmen, das wissentlich in einem Kon-
fliktgebiet operiert, seine gebotene Sorgfalts-
pflicht wahren kann.
In jedem fall können sich politische entscheidun-
gen, die in den heimatstaaten von Unternehmen 
getroffen werden, seien es Investitionsabkommen 
oder supranationale Regulierungen und Direk-
tive, auf die Menschenrechtslage im gaststaat 
auswirken. Dieser bleibt aber im Zuge politischer 
Maßnahmen, etwa im Bereich handel, in der Regel 
unberücksichtigt: es entsteht eine Verantwor-
tungslücke zwischen den heimatstaaten, etwa 
Deutschland (oder supranational die eU) und den 
gaststaaten, hier Kolumbien.
Entwicklung: Das Thema der subnational-regiona-
len entwicklung kam bei den gesprächen mit den 
Stakeholdern in Verbindung mit zwei aspekten auf: 
1) fehlende Impulse des Bergbaus für die gewähr-
leistung von Menschenrechten in den abbauregio-
nen und in diesem Zusammenhang insbesondere 
der Umgang mit den förderzinsgeldern und 
2) Pläne für die Zeit nach dem Bergbau. 
(1)  Den ersten aspekt griffen die zivilgesellschaft-
lichen akteure in Cesar auf: Die hoffnung, der 
Kohlebergbau werde als „entwicklungmotor“76 
den Staat darin unterstützen, Menschen rechte 
zu verwirklichen, habe sich nicht erfüllt, 
monierten sie. Die abbauregionen hätten nicht 
profitiert, da keine ausreichenden Ressourcen 
generiert beziehungsweise nicht angemessen 
genutzt würden, um zum Beispiel arbeitslosig-
keit, armut und hunger zu bekämpfen, funkti-
onsfähige Bildungs- und gesundheitssysteme 
aufzubauen oder die soziale grundsicherung 
der Bevölkerung zu gewährleisten. auch sei 
es nicht gelungen, die Rechte benachteiligter 
beziehungsweise diskriminierter gruppen, wie 
der indigenen Bevölkerung, gezielt zu fördern. 
Vielmehr habe der Bergbau zu einer weiteren 
Marginalisierung geführt. Was die Chancen der 
indigenen und afrokolumbianischen Bevöl-
kerung auf dem arbeitsmarkt angeht, ergab 
auch die Vorfeldrecherche, die CReeR und 
der kolumbianische Umweltrechtler Carlos 
acosta im auftrag des Deutschen Instituts für 
Menschenrechte vorgenommen haben, dass 
diese gruppen einen verschwindend geringen 
anteil unter den Beschäftigten des Sektors 
ausmachen (vgl. Kapitel 2). Sowohl die Zivil-
gesellschaft als auch die gemeinschaften vor 
Ort bezeichneten die Korruptionsanfälligkeit 
staatlicher Stellen als das größte hindernis 
für einen menschenrechtlich angemessenen 
einsatz der durch den Kohleabbau erwirt-
schafteten einnahmen.77 auf der anderen 
Seite nutzen Unternehmen legislative Schlu-
pflöcher und manipulieren fördermengen, um 
die öffentlichen abgaben zu minimieren.78 Die 
Defensoría hatte bereits in einer Resolution 
aus dem Jahr 2008 darauf hingewiesen, dass 
die menschenrechtlichen folgen von lebens-
mittel- und Wasserknappheit in la guajira79 
durch den richtigen einsatz der förderzinsgel-
der abgemildert werden könnten. allerdings 
sei der staatliche Umgang mit den einnahmen 
aus dem Kohlebergbau intransparent.80 So 
75 Vgl. euractiv (2017).
76 Vgl. arboleda / Coronado / Cuenca (2014).
77 Mehrere Bürgermeister der Stadt la Jagua del Ibiríco wurden in den letzten Jahren zu gefängnisstrafen verurteilt, weil sie öffentliche 
gelder in Millionenhöhe veruntreut hatten (vgl. Protokoll der fokusgruppengespräche mit gemeinschaften in Cesar).
78 Beispielsweise weisen Organisationen wie ask und Pas beim Unternehmen glencore auf unkorrekte Zahlungen von Steuern und förder-
abgaben hin [vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs mit der Zivilgesellschaft in Cesar; vgl. arbeitsgruppe Schweiz Kolumbien (ask!) 
(2007)].
79 la guajira befindet sich aufgrund von lebensmittel- und Wasserknappheit laut United nations Development Programme (UnDP) in einer 
humanitären Krise [vgl. Programa de las naciones Unidas para el Desarrollo en Colombia (2015)].
80 Vgl. Defensoría del Pueblo (2008). 
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fließe ein Teil der einnahmen zurück in den 
 Kohlebergbau, weil dieser in den  regionalen 
entwicklungsplänen Kolumbiens als entwick-
lungsmotor behandelt wird.81 
(2)  auf die frage des Instituts, ob Vorbereitungen 
für die Zeit nach dem abzug der Bergbau-
unternehmen getroffen würden, nannten die 
staatlichen Behörden hier lediglich Umweltas-
pekte: Um eine lizenz zu erhalten, musste das 
Unternehmen einen Minenschließungsplan bei 
der nationalen Umweltbehörde (anla) vorle-
gen, der die Planung für die ökologische Rekul-
tivierung beinhaltet.82 Soziale, ökonomische 
und menschenrechtliche folgenabschätzungen 
der Minenschließung verlangt anla dagegen 
nicht.83 Das Unternehmen Cerrejón teilte der 
Delegation aus Institut, Defensoría und CReeR 
mit, dass es planmäßig seine Operationen 
im Jahr 2035 beenden werde.84 Da Cerrejón 
fast den gesamten anteil des Bergbaus am 
regionalen BIP la guajiras erwirtschaftet,85 
wird das regionale BIP nach der Minenschlie-
ßung bedeutend zurückgehen.86 Damit sind 
aufgrund des Sinkens der Wirtschaftskraft 
insgesamt auch negative auswirkungen auf 
andere Sektoren und damit auf die regionale 
entwicklung zu befürchten. So werden nicht 
alle Zulieferer alternative auftraggeber fin-
den können. entsprechend zielt der regionale 
entwicklungsplan von la guajira darauf ab, die 
Wirtschaftskraft auf den Tourismussektor zu 
konzentrieren. hierfür hat das Institut, ergän-
zend zum gespräch mit den Behörden anla 
und Corpoguajira, den regionalen entwick-
lungsplan für la guajira in die vorliegende ana-
lyse einbezogen: Der Plan sieht die förderung 
eines nachhaltigen ökologischen Tourismus 
vor, der die indigene Bevölkerung ins Zentrum 
stellt, um so von ihrer arbeit zu profitieren 
und sie gleichzeitig ökonomisch zu stärken. 
allerdings macht der anteil der handarbeiten, 
die typisch für indigene gruppen sind, am BIP 
in la guajira bislang nur einen sehr geringen 
anteil aus; so hat der handel („ Comercio“) 
in der Region im Jahr 2014 insgesamt rund 
sieben Prozent zum BIP beigetragen.87 Der Tou-
rismus und indigene Ökonomien werden die 
fehlenden einnahmen aus dem Bergbausektor 
kaum kompensieren können – das Wachstum 
wird also zurückgehen. aus Menschenrechts-
perspektive müssten Maßnahmen ergriffen 
werden, die die menschenrechtliche gewähr-
leistungspflicht des Staates trotz geringerer 
Ressourcen ermöglicht. Die menschenrechtli-
che gewährleistungspflicht des Staates erfor-
dert, den Kern der wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Menschenrechte, also den 
Minimalgehalt der Rechte, umzusetzen, und sie 
dann schrittweise unter nutzung der maximal 
verfügbaren Ressourcen in gänze zu gewähr-
leisten.88 Solche Maßnahmen, oder auch nur 
eine Berücksichtigung dieser menschenrecht-
lichen Dimension von entwicklung, konnten 
die Behörden nicht vorweisen. entsprechend 
verlangen die gesetzlich vorgeschriebenen 
Minenschließungspläne eine solche Berück-
sichtigung der Menschenrechte nicht. ein 
„Post-extraktivismus“, der auf lokalen Prakti-
ken – etwa indigenen Ökonomien – aufbaut, 
könnte hierfür einen ausgangspunkt bilden, 
wird aber sicher nicht das Wirtschaftsvolumen 
des Kohlesektors erreichen können.89 Zudem 
wird die frage des Post-extraktivismus bislang 
81 Vgl. Defensoría del Pueblo (2008).
82 Vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs mit staatlichen Behörden in Cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira.
83 Vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs mit staatlichen Behörden in Cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira.
84 Vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira.
85 Vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira. 
86 Zu berücksichtigen sind außerdem auch Kosten in hinblick auf Rückbau und Renaturierung.
87 Siehe gobernación de la guajira (2016), S. 339.
88 Vgl. International Covenant on economic, Social and Cultural Rights (ICeSCR), general Comment 3.
89 Bei den Debatten um Post-Wachstum (in heimatstaaten von Unternehmen) und Post-extraktivismus (in gaststaaten von Unternehmen) 
handelt es sich zunächst nicht um menschenrechtliche fragestellungen. Das ende des extraktivismus und damit des wirtschaftlichen 
Wachstums in la guajira hängt nicht von politischen entscheidungen oder intellektuellen Debatten ab, sondern ist durch das erschöpfen 
der Ressourcen vorgegeben. Diese absehbare entwicklung muss menschenrechtlich so vorbereitet werden, dass die progressive Realisie-
rung der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte gewährleistet wird. Zu Post-extraktivismus in lateinamerika vgl. Ulloa (2015). 
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eher in der  akademischen als in der prakti-
schen Diskussion um den Bergbau in Kolum-
bien berücksichtigt. 
3.2 Zwischenfazit: Die Lücke 
bei der Verantwortung
Der Bergbau ist stark politisiert, so dass ein sach-
licher austausch zwischen den akteuren kaum 
möglich ist: entweder bestreiten die Unternehmen 
negative auswirkungen ihrer Operationen oder 
sie beteuern, sie abmildern zu können. lokale 
gemeinschaften hingegen sehen die Menschen-
rechtsprobleme, insbesondere negative folgen für 
die Rechte auf gesundheit, nahrung und Wohnen, 
stets im Unternehmenshandeln begründet. Die 
staatlichen Behörden wiederum berufen sich auf 
die expertise der Unternehmen und streben kaum 
eigene Untersuchungen an. Unter den akteuren 
herrscht Misstrauen, insbesondere zwischen den 
gemeinschaften und der Zivilgesellschaft auf der 
einen Seite und Bergbauunternehmen und staatli-
chen Behörden auf der anderen.
In dem regionalen akteursgeflecht tauchen die 
importierenden Unternehmen und ihre heimat-
staaten zunächst nicht auf, obwohl diese die 
hauptabnehmer der produzierten Kohle sind und 
die ökonomische Struktur der entsprechenden 
Provinzen stark von ihrer nachfrage abhängt. 
Durch Investitionsschutz- und handelsabkommen 
zwischen heimat- und gaststaaten wie auch durch 
Strategien der Rohstoffsicherung und energiepoli-
tik in den heimatstaaten werden die Weichen für 
die regionale entwicklung in den abbaugebieten 
gestellt und damit auch für die Realisierung von 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rech-
ten. Dieser indirekte einfluss von Unternehmens-
operationen – sowohl der Bergbauunternehmen 
als auch der Importeure – auf die Menschen-
rechtslage in den abbauregionen verkompliziert 
die Zuordnung von Verantwortlichkeiten. Das 
folgende Kapitel leitet Verantwortlichkeiten für 
die einzelnen akteure ab, fokussiert hierbei 
insbesondere auf die Importeure und ihre heimat-
staaten und sucht nach handlungsstrategien für 
die Beteiligten, nicht zuletzt für die nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen.
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4 Netzwerke, Staaten und Unternehmen als 
Menschenrechtsakteure im Bergbau 
Kapitel 4 betrachtet die Verantwortung und hand-
lungsmöglichkeiten der jeweiligen Stakeholder: 
Dies umfasst die nationalen Menschenrechts-
institutionen (nMRI) in heimat- und gaststaat, 
einschließlich der entsprechenden Büros in den 
Provinzen Kolumbiens, sowie die nationalen Men-
schenrechtsinstitutionen in den nachbarstaaten. 
hauptakteure sind weiterhin die Bergbauunterneh-
men vor Ort sowie die Importeure im heimatstaat, 
hier vor allem in Deutschland, die gemeinschaf-
ten in den Bergbauregionen, der gaststaat, der 
heimatstaat, des Weiteren die Zivilgesellschaft. 
Die Darstellung beginnt mit einem Blick auf die 
herausforderungen für das regionale netzwerk 
und für eine transnationale Kooperation von natio-
nalen Menschenrechtsinstitutionen, anschließend 
werden die Pflichten und Verantwortlichkeiten 
Deutschlands als heimatstaat sowie der deut-
schen energiewirtschaft als heimatstaatunterneh-
men aufgezeigt. In diesem Zusammenhang wird 
auch die Rolle der Zivilgesellschaft entlang der 
Kohlelieferkette beleuchtet.
4.1 Kooperation von NMRI in 
Lateinamerika
Die meisten lateinamerikanischen länder sind 
gaststaaten für Unternehmen, insbesondere im 
Bergbausektor. Der abbau von Rohstoffen findet 
also durch und/oder für ausländische abnehmer 
statt. Menschenrechtliche auswirkungen haben 
die Unternehmensaktivitäten vornehmlich in den 
abbaugebieten. aus diesem grund konzentrieren 
sich die nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
in lateinamerika auf die Bedingungen vor Ort; in 
den fokus nehmen sie dabei insbesondere die 
Kollektiv-, Indigenen- und landrechte sowie die 
ökologischen auswirkungen.90 Das hängt nicht 
zuletzt damit zusammen, dass die nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen der Region (mit 
ausnahme von Chile) ein Mandat zur Bearbei-
tung von Beschwerden haben und einen großen 
Teil ihrer Ressourcen dafür einsetzen.91 Darüber 
hinaus sehen die lateinamerikanischen Menschen-
rechtsinstitutionen ihre hauptaufgabe darin, den 
jeweiligen nationalstaat zur Wahrnehmung seiner 
menschenrechtlichen Verpflichtungen zu bewegen. 
Transnationale Kooperationen stehen folglich bei 
vielen nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
zunächst weniger im fokus. aus einem fokusgrup-
pengespräch mit lateinamerikanischen Menschen-
rechtsinstitutionen ergaben sich dennoch eine 
Reihe von arbeitsfeldern, in denen eine Koopera-
tion hilfreich wäre, um internationale lieferketten 
im Bergbau menschenrechtlich zu überwachen 
(Monitoring) und die von ihnen ausgehenden Risi-
ken für die Menschenrechte abzuschätzen.
Unternehmensverantwortung: gemeinsame 
ausgestaltung und Konkretisierung zu menschen-
rechtlichen Sorgfaltspflichten in der Region. Da 
die Probleme in den verschiedenen ländern oft 
ähnlich gelagert sind, wäre es sinnvoll, die anfor-
derungen an ein System der menschenrechtlichen 
Sorgfaltspflicht von Unternehmen gemeinsam und 
in abstimmung miteinander zu entwickeln. Dazu 
gehört auch eine scharfe abgrenzung zwischen 
der unternehmerischen Verantwortung zum 
Schutz der Menschenrechte und den freiwilligen 
90 Vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs während des Multi-Stakeholder Meetings mit nMRI-Vertreter_innen aus Bolivien, Peru, Para-
guay, guatemala, ecuador, Mexiko, Kolumbien sowie den Regionalbüros der kolumbianischen Defensoría la guajira und Cesar in Bogotá.
91 Siehe linos / Pegram (2015), S. 29–30. 
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Unternehmensbeiträgen im Rahmen der gesell-
schaftlichen Verantwortung (Corporate Social 
Responsibility; CSR). 
Monitoring von Wirtschaftsaktivitäten: Zahl-
reiche Unternehmen operieren parallel in ver-
schiedenen lateinamerikanischen Staaten, halten 
sich aber nicht in allen ländern gleichermaßen an 
Standards. nationale Menschenrechtsinstitutio-
nen in der Region sollten sich daher gegenseitig 
über die jeweils unterschiedlichen aktivitäten 
eines Unternehmens informieren.  Die Koopera-
tion könnte auch nationale Menschenrechtsin-
stitutionen aus Kanada oder europa einbinden, 
wenn es um Unternehmen geht, die dort ansässig 
sind beziehungsweise wenn dorthin exportiert 
wird. Dies wäre ein Beitrag zur entwicklung eines 
gemeinsamen, transnationalen Monitorings von 
Wirtschaftsaktivitäten.
Asymmetrische Informationen: Die nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen in lateinamerika 
beobachten zwar die auswirkungen des Bergbaus 
vor Ort, wissen aber im Detail oft nicht, welche 
ausländischen und transnationalen Unterneh-
men involviert sind. noch weniger wissen das die 
jeweiligen Regionalbüros. gleichzeitig sind die 
Unternehmen im heimatstaat, etwa die Impor-
teure, oft nur rudimentär im Bilde über die men-
schenrechtlichen auswirkungen der Operationen 
vor Ort. Durch einen transnationalen Informations-
austausch könnten hier alle akteure, und zuvor-
derst die nationalen Menschenrechtsinstitutionen, 
einen besseren Wissensstand erreichen.
Dialog zwischen lokalen Gemeinschaften und 
Unternehmen: eine wesentliche herausforderung 
für nationale Menschenrechtsinstitutionen liegt 
darin, einen Dialog auf augenhöhe zwischen den 
lokalen gemeinschaften und den Unternehmen 
herzustellen.92 hier könnten nMRI voneinander 
lernen und Methoden für erfolgreiche Sektordia-
loge entwickeln.
Entwicklung von Indikatoren und Nachhalten 
von Empfehlungen: eine wichtige aufgabe von 
nationalen Menschenrechtsinstitutionen besteht 
darin, empfehlungen gegenüber dem Staat zu for-
mulieren, dass und wie dieser seinen menschen-
rechtlichen Verpflichtungen besser nachkommen 
kann. Diesen empfehlungen liegen teilweise 
mehrjährige Recherchen zugrunde. allerdings fehlt 
es bislang an effektiven Methoden, die Umsetzung 
der empfehlungen nachzuhalten. hierzu könn-
ten die nationalen Menschenrechtsinstitutionen 
gemeinsam Kriterien entwickeln, anhand derer sie 
messen und beurteilen können, ob der Staat ihre 
empfehlungen umsetzt.
Steuerungspotenzial des Staates: Steuerungs-
potenzial, das durch Investitionsschutz einge-
schränkt wird, könnte durch die transnationale 
Zuarbeit von nationalen Menschenrechtsinstitu-
tionen teilweise kompensiert werden. Menschen-
rechts- und Investitionsschutzabkommen laufen 
gefahr, völkerrechtlich miteinander in Konkurrenz 
zu treten: Die Rechte von Unternehmen sind 
international geschützt, während die menschen-
rechtlichen Verpflichtungen der gaststaaten in 
Investitions- und handelsabkommen nicht ausrei-
chend berücksichtigt werden. Das hat zur folge, 
dass durch den Schutz von Investoren die men-
schenrechtliche Regulierung des Staates teilweise 
behindert wird.93 So können landrestitutionen 
nach dem Opfergesetz „ley de Víctimas y Restitu-
ción de Tierras“ in Kolumbien mit dem eigentums-
schutz von Investoren in Konflikt stehen (siehe 
Kapitel 3.1). nationale Menschenrechtsinstitutio-
nen aus gaststaaten, in denen ein solches Span-
nungsverhältnis zwischen Investitionsschutz und 
Menschenrechten besteht, können den Staaten 
handlungskorridore zur bestmöglichen Wahrneh-
mung ihrer Staatenpflichten aufzeigen sowie erfah-
rungen und gute Praxisbeispiele austauschen. 
4.2 Die Rolle deutscher 
Akteure gemäß den UN-
Leitprinzipien
Die menschenrechtlichen auswirkungen von 
Bergbauunternehmen zeigen sich vornehmlich in 
92 Siehe hierzu „Umsiedlungen“ in Kapitel 3.1.
93 Vgl. Inef (2014).
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den abbauregionen (siehe Kapitel 3); aufgrund 
der verflochtenen lieferbeziehungen sind indes 
Unternehmen, Staaten, gewerkschaften und 
zivilgesellschaftliche Organisationen weltweit mit 
den Operationen in diesen Regionen verknüpft. 
Zum Beispiel sind auch europäische Kohleimpor-
teure (siehe Kapitel 2) indirekt an den Operationen 
und deren auswirkungen im abbauland beteiligt.94 
neben den bereits beschriebenen kolumbiani-
schen staatlichen akteuren sind auch staatliche 
Stellen in Deutschland involviert, beispielsweise 
über Instrumente der außenwirtschaftsförderung 
oder über Rohstoffstrategien, so etwa die Bun-
desministerien für Wirtschaft und energie (BMWi) 
sowie für wirtschaftliche Zusammenarbeit und ent-
wicklung (BMZ). Über interministerielle Prozesse 
wie die entwicklung des nationalen aktionsplans 
für Wirtschaft und Menschenrechte haben darüber 
hinaus alle beteiligten Ministerien einen einfluss 
auf die Rahmenbedingungen von Unternehmens-
aktivitäten, einschließlich derjenigen des kohle-
importierenden energiesektors in Deutschland. 
Unternehmen: Die anforderungen an deutsche 
Unternehmen ergeben sich insbesondere aus leit-
prinzip 13b (in Verbindung mit leitprinzip 17a) der 
Un-leitprinzipien: Danach erfordert die unterneh-
merische Verantwortung zur achtung der Men-
schenrechte, dass Unternehmen „bemüht sind, 
negative auswirkungen auf die Menschenrechte 
zu verhüten oder zu mindern, die auf grund einer 
geschäftsbeziehung mit ihrer geschäftstätigkeit, 
ihren Produkten oder Dienstleistungen unmittelbar 
verbunden sind, selbst wenn sie nicht zu diesen 
auswirkungen beitragen.“ 
leitprinzip 17 beschreibt, wie Unternehmen 
ihre Sorgfaltspflicht erfüllen sollten: Indem Sie 
menschenrechtliche Risiken und auswirkun-
gen ermitteln, darüber berichten, angemessene 
Maßnahmen treffen und die Umsetzung dieser 
Maßnahmen nachverfolgen. Die angemessenheit 
der Maßnahme hängt unter anderem davon ab, 
welches „einflussvermögen“ das Unternehmen 
besitzt, „der nachteiligen auswirkung zu begeg-
nen“ (leitprinzip 19). Dies gilt auch für Unterneh-
men, deren geschäftstätigkeit über den Import 
mit den Unternehmen und ihren Operationen im 
gastland verbunden sind. heimatstaat-Unterneh-
men beklagen häufig, dass sie genau über dieses 
„einflussvermögen“ nicht verfügten, weil sie und 
auch die Unternehmen vor Ort abhängig vom Welt-
marktpreis seien. gerade wenn die Rohstoffpreise 
fielen, hier der Preis für Steinkohle, schrumpfe der 
Spielraum der Unternehmen, auf ihre geschäfts-
partner einfluss zu nehmen. Oft bleibe dann nur 
die Möglichkeit, die geschäftsbeziehung abzu-
brechen, was mit negativen auswirkungen auf die 
Menschenrechte verbunden sein könne: Solange 
die geschäftsbeziehung gewahrt bleibe, könne das 
heimatstaat-Unternehmen vom gaststaat-Unter-
nehmen innerhalb kürzester Zeit Informationen 
bekommen und eventuell vermittelnd zwischen 
den Stakeholdern auftreten. Bei abbruch der 
geschäftsbeziehung werde dieser Informations-
fluss gestoppt.95 Das Unternehmen STeag, das 
fünftgrößte energieunternehmen Deutschlands, 
macht seine grundsatzverpflichtungen über 
Klauseln in den Verträgen dennoch verbindlich für 
seine lieferanten und sieht von einer geschäftsbe-
ziehung ab, wenn der Partner diese nicht überneh-
men will.96 
Kohleimportierende Unternehmen wie RWe, e.On 
und Vattenfall sind Mitglieder der Initiative Better-
coal.97 Ihr Ziel ist es, vor Ort die arbeits- und 
Umweltbedingungen in internationalen Kohle-
bergwerken und entlang der lieferkette zu ver-
bessern. Das Bündnis setzt auf einen Dialog mit 
interessierten gruppen und den direkt Betroffenen 
und hat einen Kodex erarbeitet, der eine ethische 
erwartungshaltung an Unternehmen formuliert 
und die grundlage für regelmäßige Beurteilungen 
vor Ort bilden soll. Dass „Bettercoal“ externe 
94 Vgl. Schuller / Utlu (2014): Durch globale lieferketten können Profite in einem land mit menschenrechtlichen Beeinträchtigungen in 
einem anderen land zusammenhängen: “If a value chain is structured in a way that the human rights violation and the accumulation of 
wealth occur in different countries, it can be appropriate to ask for remedy in the country where wealth is accumulated”.  
95 Vgl. Protokoll des gesprächs mit enBW in Berlin. 
96 arbeitstreffen des Deutschen global Compact netzwerks, „Mit menschenrechtlicher Sorgfalt loslegen – erste Schritte zum Management 
der menschenrechtlichen auswirkungen Ihres Unternehmens“, 13.04.2016.
97 Vgl. Bettercoal (2016): Members. https://bettercoal.org/members (abgerufen am 28.06.2017). 
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Menschenrechtsexpertise in ihre Diskussionen mit 
einbezieht, etwa CReeR und SOMO, ist für eine 
Brancheninitiative essentiell und entspricht auch 
den anforderungen der Un-leitprinzipien.98 aus 
menschenrechtlicher Sicht ist die Initiative des-
halb grundsätzlich ein begrüßenswerter Schritt. 
für sich genommen ist das Instrument aber bei 
Weitem nicht ausreichend, um die Vorgaben der 
Un-leitprinzipien für menschenrechtliche Sorg-
falt zu erfüllen: Der von den leitprinzipien ver-
langte „Smartmix“ sucht nach einer förderlichen 
Kombination von verbindlichen Regelungen und 
freiwilligen Maßnahmen. eine Brancheninitia-
tive wie Bettercoal muss in diesem gefüge von 
gesetzlichen, politischen und unternehmerischen 
ansätzen zur Integration von Menschenrechten in 
Wirtschaftsabläufe beurteilt werden. nur freiwillige 
Maßnahmen genügen nicht zur Umsetzung der 
Un-leitprinzipien. Sie können sogar legitimierend 
wirken, ohne dass es tatsächlich zu menschen-
rechtlichen Verbesserungen kommt. Die nicht-
regierungsorganisation Urgewald beispielsweise 
wirft der Bettercoal-Initiative vor, dass es sich 
hierbei um „greenwashing“ handle; um eine reine 
PR-Kampagne. Die Initiative untergrabe ein ernst-
haftes Streben nach Transparenz, denn sie greife 
die wichtigsten fälle nicht auf; im entscheidungs-
gremium säßen nur Vertreter_innen der energie-
konzerne, die auf Unverbindlichkeit setzten.99 
In der Studie „Vattenfall’s Dark Side“ illustriert 
Urgewald kritisch, wie der energiekonzern Vatten-
fall Bettercoal zu einem wohlfeilen alibi macht und 
dafür verwendet, seine Kohleimporte aus Cesar zu 
legitimieren. So hätten audits stattgefunden und 
die auditoren hätten keine schweren menschen-
rechtlichen auswirkungen verzeichnet.100 gerade 
weil die aussagen vor Ort widersprüchlich und die 
Kausalitäten schwer nachvollziehbar sind, wie die 
Menschenrechtsanalyse in Kapitel 3 zeigt, reicht 
eine Brancheninitiative alleine nicht aus. 
Die Initiative zur Verbesserung der Transparenz 
in der Rohstoffindustrie (extractive Industries 
Transparency Initiative, eITI)101 kann ein positiver 
Impuls für mehr finanztransparenz und Rechen-
schaftspflicht bei der erfassung und Offenlegung 
von einnahmen sein, die beim abbau von natürli-
chen Rohstoffvorkommen entstehen. auch deut-
sche Unternehmen wie RWe unterstützen eITI, um 
Informationen über Steuerzahlungen, lizenzen, 
fördermengen und andere wichtige Daten rund 
um die förderung von energieträgern und minerali-
schen Rohstoffen offenzulegen. Seit 2016 ist auch 
Deutschland implementierendes land der eITI und 
soll 2017 den ersten Bericht vorlegen.102 Kolum-
bien hat als eITI-Kandidat mit der Umsetzung der 
eITI-anforderungen begonnen, erfüllt aber noch 
nicht alle. Informationen über einnahmen aus dem 
Rohstoffsektor, wie eITI sie verlangt, legt Kolum-
bien bisher nicht in ausreichendem Maße offen. 
Um zu gewährleisten, dass der Kohleabbau der 
Bevölkerung zugutekommt, ist Transparenz jedoch 
eine wichtige Voraussetzung. heimatstaaten-Un-
ternehmen sollten eITI unterstützen und ihren ein-
fluss geltend machen, um ihre geschäftspartner in 
den gaststaaten ebenfalls dazu zu bewegen.
In Kolumbien hat sich der Informationsaustausch 
zwischen Unternehmen der gaststaaten und der 
heimatstaaten in den vergangenen Jahren ver-
bessert. So fand beispielsweise im September 
2014 eine Konferenz statt, die von der fried-
rich-ebert-Stiftung, der Industriegewerkschaft 
Bergbau, Chemie, energie und enBW organisiert 
wurde, und an der auch der Minenbetreiber Drum-
mond teilnahm. Das wichtigste ergebnis dieser 
Konferenz war laut enBW, dass Unternehmen 
sich gemeinsam, also als Branche, dem Dialog 
mit lokalen gemeinschaften und Zivilgesellschaft 
stellen und mit ihnen zusammenarbeiten müssen. 
Drummond und enBW haben zum Beispiel nach 
einer gemeinsamen erkundungsmission im März 
2015 ein Projekt entwickelt, um den Zugang zu 
Wasser für lokale gemeinschaften in Cesar und la 
guajira zu verbessern.103 Diese erhalten Unterstüt-
zung bei der einrichtung von Brunnen, indem die 
98 Vgl. Bettercoal (2016).
99 Vgl. Urgewald / fIan (2013).
100 Vgl. Urgewald (2016).
101 Vgl. eITI (2015).
102 Vgl. D-eITI (o.J.): Umsetzung der D-eITI. https://www.d-eiti.de/de/ (abgerufen am 10.02.2017). 
103 Vgl. enBW (2016). 
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Unternehmen ihnen relevantes Ingenieurswissen 
vermitteln. Bei den betroffenen gemeinschaften 
habe dies dazu geführt, dass sie rund um die Uhr 
Zugang zu Wasser hätten. aus der Sicht von enBW 
geht dieses Projekt über eine Maßnahme der 
Corporate Social Responsibility (CSR) hinaus: Da 
es sich um gemeinschaften im einflussgebiet der 
Minen handle, könne von „abhilfe“ gesprochen 
werden. allerdings, räumt der energieversorger 
ein, würden bei diesem Projekt nicht die nachtei-
ligen auswirkungen gemindert, die das unterneh-
merische handeln von Drummond auf den Zugang 
zu Wasser für gemeinschaften hat.104 gerade 
das zeichnet aber die Sorgfaltspflicht der Unter-
nehmen im Unterschied zu CSR-aktivitäten aus: 
Unternehmen müssen für die nachteiligen aus-
wirkungen ihrer eigenen Tätigkeit geradestehen 
(Un-leitprinzip 17a). Im Sinne der Un-leitprinzi-
pien kann die Verantwortung der Unternehmen für 
die achtung der Menschenrechte nicht durch ein 
engagement ersetzt werden, das von der eigentli-
chen Tätigkeit des Unternehmens entkoppelt ist. 
Dasselbe gilt für die heimatstaat-Unternehmen, 
einschließlich der Importeure: Da ihre geschäfts-
tätigkeit direkt mit den Operationen der gast-
staat-Unternehmen verknüpft ist, tragen auch sie 
Verantwortung für das Unternehmenshandeln vor 
Ort und damit für die einhaltung der Menschen-
rechte. Im Kommentar zum leitprinzip 19 wird dis-
kutiert, wie heimatstaaten-Unternehmen handeln 
sollten, wenn die Tätigkeiten ihrer lieferanten zu 
Menschenrechtsverletzungen führen. Dabei sollten 
sie vier aspekte berücksichtigen: 1. das einfluss-
vermögen des heimatstaat-Unternehmens, 2. die 
Wichtigkeit der Beziehung zum gaststaat-Unter-
nehmen, 3. die Schwere der Verletzungen von 
Menschenrechten, 4. mögliche nachteilige men-
schenrechtliche auswirkungen einer Beendigung 
der Beziehung.
In abhängigkeit von der Komplexität der Situation 
wächst aus Sicht der Un-leitprinzipien die Dring-
lichkeit für Unternehmen, bei entscheidungen 
„unabhängigen, sachverständigen Rat“ einzuholen. 
leitprinzip 23 und 24 klären, was Unternehmen 
im jeweiligen Kontext tun sollten. Der Kommentar 
zu leitprinzip 23 nennt akteure, die in komplexen 
Kontexten unabhängige expertisen liefern können. 
neben Regierungen, der Zivilgesellschaft und rele-
vanten Multi-Stakeholder-Initiativen sind dies auch 
nationale Menschenrechtsinstitutionen.
In jedem fall sollte das Unternehmen im heimat-
staat seinen einfluss nutzen, um die menschen-
rechtlichen Risiken zu verringern, die das 
Unternehmenshandeln des Partners im gaststaat 
mit sich bringt. Ist das einflussvermögen zu gering, 
sollte das Unternehmen versuchen, dieses zu 
steigern – beispielsweise durch Trainingsangebote 
und Kapazitätsaufbau bei dem Unternehmen im 
gaststaat. Wenn das heimatstaat-Unternehmen 
sein einflussvermögen nicht erhöhen kann, emp-
fehlen die leitprinzipien im Kommentar zu leit-
prinzip 19, die Beziehung zu beenden. negative 
auswirkungen des abbruchs müssen allerdings 
mitberücksichtigt werden, etwa wenn abzusehen 
ist, dass ohne die Beteiligung des Unternehmens 
in einem Projekt die Menschenrechte noch weni-
ger beachtet werden.
Staaten: Menschenrechtlicher Pflichtenträger ist 
der Staat. Um Schutz vor Menschenrechtsverlet-
zungen durch Dritte, also auch Unternehmen, zu 
gewährleisten, muss er geeignete Maßnahmen 
treffen, um solche Verletzungen zu verhüten, zu 
untersuchen, zu ahnden oder wiedergutzumachen. 
hierzu empfehlen die Un-leitprinzipien, die volle 
Spanne der zulässigen Präventiv- und abhilfe-
maßnahmen zu nutzen: wirksame Politik, gesetz-
gebung und gerichtliche entscheidungsverfahren. 
extraterritoriale Staatenpflichten sind ein Schlüs-
sel zur Schließung der Verantwortlichkeitslücke bei 
Menschenrechtsbeeinträchtigungen durch Unter-
nehmen im transnationalen Kontext.105 Das gel-
tende Völkerrecht lässt sich so interpretieren, dass 
die Schutzpflicht eines Staates auch extraterrito-
rial gilt. Staaten müssten dann das Verhalten ihrer 
Unternehmen auch außerhalb des eigenen Staats-
gebiets regulieren. Die nicht rechtsverbindlichen 
Maastrichter Prinzipien zu den extraterritorialen 
Staatenpflichten im Bereich der wirtschaftlichen, 
104 Vgl. Protokoll des gesprächs mit enBW in Berlin.
105 Vgl. Kaufmann / good / ghielmini / Blattner (2016).
26  neTZWeRKe,  STaaTen UnD UnTeRnehMen alS MenSChenReChTSaKTeURe IM BeRgBaU 
sozialen und kulturellen Rechte106 interpretieren 
jedenfalls die staatliche Schutzpflicht auf diese 
Weise.107 Die Un-leitprinzipien für Wirtschaft und 
Menschenrechte gehen zwar nicht vom Bestehen 
derartiger Pflichten aus. nach leitprinzip 2 sollten 
Staaten jedoch die  „erwartung zum ausdruck 
bringen, dass alle in ihrem hoheitsgebiet ansäs-
sigen und/oder ihrer Jurisdiktion unterstehenden 
Wirtschaftsunternehmen bei ihrer gesamten 
geschäftstätigkeit die Menschenrechte achten.“ 
ausgehend von der Tatsache, dass es Staaten völ-
kerrechtlich jedenfalls nicht generell untersagt ist, 
global tätige Unternehmen zu regulieren, nennen 
die Un-leitprinzipien gute gründe für Staaten, 
eine solche Regulierung anzustreben. Der erlass 
innerstaatlicher Maßnahmen mit extraterritorialer 
geltung wird auch vermehrt von den Un-Vertrags-
organen empfohlen und nimmt inzwischen aus-
schussübergreifend eine prominente Rolle in den 
allgemeinen und abschließenden Bemerkungen 
der Un-fachausschüsse ein.108 
haben also Unternehmensaktivitäten im kolumbia-
nischen Kohlebergbau nachteilige menschenrecht-
liche auswirkungen, steht zunächst die frage im 
Raum, ob der kolumbianische Staat seiner Schutz-
pflicht nachgekommen ist. aufgrund der liefer-
kettenverbindung der deutschen energiewirtschaft 
stellt sich überdies die frage, ob der deutsche 
Staat die deutschen abnehmer hinreichend zur 
Wahrnehmung ihrer menschenrechtlichen Sorg-
faltspflicht anhält. 
Diese Sorgfaltspflicht ist der Kern der von Unter-
nehmen erwarteten Verantwortung zur achtung 
der Menschenrechte und besteht unabhängig 
von staatlichen Schutzpflichten, die die erste 
Säule der Un-leitprinzipien bilden. leitprinzip 7 
beschreibt, welche Pflichten ein Staat, bezogen 
auf Wirtschaftsunternehmen, in bewaffneten 
Konflikten hat, zusätzlich zu den Pflichten, die das 
humanitäre Völkerrecht und das Völkerstrafrecht 
ihm auferlegen. In den von Konflikten betroffe-
nen gebieten ist der gaststaat unter Umständen 
nicht imstande, die Menschenrechte zu schüt-
zen, da er keine wirksame territoriale Kontrolle 
hat. Sind transnationale Unternehmen beteiligt, 
kommt deren heimatstaaten daher die Rolle zu, 
sowohl die Unternehmen als auch den gaststaat 
beim Schutz der Menschenrechte zu unterstüt-
zen, um sicherzustellen, dass Unternehmen nicht 
an  Menschenrechtsverletzungen beteiligt sind 
( Kommentar zu leitprinzip 7).
Die staatliche Schutzpflicht im heimatstaat 
beinhaltet des Weiteren die gewährleistung von 
Politikkohärenz (leitprinzip 8). hiernach sollten 
Staaten sicherstellen, dass sämtliche staatliche 
Stellen, die die Unternehmenspraxis beeinflus-
sen, die menschenrechtlichen Verpflichtungen 
des Staates beachten. Im Sinne der horizontalen 
Politikkohärenz gilt das laut des Kommentars zu 
leitprinzip 8 auch für staatliche Stellen, die für 
Investitionen, exportkredite und handel zustän-
dig sind. Dies muss auch für nationale Strategien 
der Rohstoffsicherung gelten, da diese sich über 
die Unternehmenspraxis auf die Menschenrechte 
auswirken.109 auch die energie- und Umweltpolitik 
eines landes sollte also Politikkohärenz aufweisen, 
immer die auswirkungen auf die Menschenrechte 
in den abbauregionen mitdenken und in einer art 
und Weise gestaltet sein, dass die schrittweise 
Verwirklichung der wirtschaftlichen, sozialen und 
kulturellen Rechte nicht behindert wird.
Gerichtsbarkeit im Heimatstaat: Wenn es zu 
Menschenrechtsverletzungen im gaststaat kommt 
und diese über die lieferkette mit den Unterneh-
men im heimatstaat verbunden sind, stellt sich 
die frage, ob nicht gerichte in den heimatstaaten 
für die Opfer aus den gaststaaten zuständig sein 
müssten. ein Präzedenzfall ist hier eine Zivilklage 
vor dem landgericht Dortmund gegen den Textil-
discounter KiK. Im September 2012 war in Pakis-
tan die Textilfabrik ali enterprises abgebrannt, 
260 Menschen starben, 32 wurden verletzt. Im 
März 2015 reichten vier hinterbliebene vor dem 
landgericht Dortmund Klage ein, im august 2016 
106 Vgl. eTOs (2013).
107 gemäß art. 38 d Igh-Statut kann die lehrmeinung der fähigsten Völkerrechtler_innen der verschiedenen nationen als hilfsmittel zur 
feststellung von Rechtsnormen herangezogen werden. entsprechend werden zum Teil die Maastrichter Prinzipien autoritativ ausgelegt.
108 Siehe Kaufmann / good / ghielmini / Blattner (2016), S. 54. 
109 Vgl. lambert (2012).
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entschied das gericht, dass es zuständig ist und 
die Kläger_innen aus Pakistan Prozesskostenhilfe 
erhalten werden.110
Die Zivilgesellschaft: Die leitprinzipien 18 
und 23 der Un-leitprinzipien sehen eine wich-
tige Rolle zivilgesellschaftlicher Organisationen 
darin, ihre unabhängige expertise, insbesondere 
zu landespezifischen und lokalen Kontexten, 
in die menschenrechtlichen Sorgfaltsprozesse 
von Unternehmen einzuspeisen. Darüber hinaus 
kann die Zivilgesellschaft als Korrektiv gegen-
über dem Staat auftreten und darauf hinweisen, 
wenn dieser seiner staatlichen Schutzpflicht nicht 
nachkommt: 
Zivilgesellschaftliche Organisationen können Teil 
eines Mechanismus sein, der den Umsetzungs-
stand der Menschenrechte und des Zugangs zu 
Recht von Mitgliedern lokaler gemeinschaften 
(menschenrechtliche Baseline) systematisch 
erfasst. eine solche Baseline sollte auch „biokultu-
relle gemeinschaftsprotokolle“111 erfassen: Welche 
vorhandenen Ressourcen könnten durch Unterneh-
men nachteilig beeinflusst werden?112 Zivilgesell-
schaftliche Organisationen können Rechtsbeistand 
leisten und für Betroffene den Zugang zum Recht 
erleichtern.
aufgrund ihrer nähe zu den lokalen gemeinschaf-
ten können zivilgesellschaftliche Organisationen 
vor Ort dazu beitragen, dass Betroffene besser ein-
gebunden und ihre Stimmen gehört werden. Inter-
nationale zivilgesellschaftliche Organisationen und 
solche in den heimatstaaten von Unternehmen 
können medial und in politischen Prozessen, etwa 
der erstellung des nationalen aktionsplans, ein 
gegengewicht zu Industrievertretern darstellen.
allerdings kann es auch zu Interessenkonflikten 
zwischen lokalen gemeinschaften und zivilgesell-
schaftlichen Organisationen kommen. Da letztere 
vor allem politische Ziele verfolgen, so der Vorwurf 
von Unternehmensseite, könnten die anliegen von 
lokalen gemeinschaften von diesen instrumentali-
siert werden.113
110 Vgl. european Center for Constitutional human Rights (2016).
111 „Biokulturelle gemeinschaftsprotokolle sind von indigenen und lokalen gemeinschaften selbst erarbeitete Verfahrensanweisungen, welche 
die Verhandlungen zwischen den gemeinschaften und staatlichen Stellen, Unternehmen, Wissenschaftlern, naturschutzorganisationen 
und anderen Interessengruppen in Bezug auf den Zugang und die Verwendung des Wissens und der Ressourcen der gemeinschaften 
regeln.“ [siehe InfOe (2013): Waldschutzvorhaben im Rahmen der Klimapolitik und die Rechte indigener Völker. http://www.infoe.de/
web/images/stories/pdf/infoe_waldstudie_final_net.pdf, S. 68–69 (zuletzt abgerufen am 21.06.2017)]. 
112 anmerkungen von Tierra Digna bei dem Multistakeholder-Treffen am 09.03.2016 in Bogotá (vgl. Protokoll des fokusgruppengesprächs 
während des Multi-Stakeholder Meetings mit nMRI-Vertreter_innen aus Bolivien, Peru, Paraguay, guatemala, ecuador, Mexiko, Kolumbien 
sowie den Regionalbüros der kolumbianischen Defensoría in la guajira und Cesar in Bogotá).
113 Vgl. Protokoll des gesprächs mit Drummond in Cesar; vgl. Protokoll des gesprächs mit Cerrejón in la guajira.
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5 Wie Akteure die Verantwortlichkeitslücke 
schließen können
Deutsche (und europäische) Unternehmen sind 
mit dem kolumbianischen Kohlebergbau durch 
ihre lieferketten eng verknüpft. Daraus ergibt 
sich für die beteiligten Unternehmen und staatli-
chen Strukturen an beiden enden der lieferketten 
eine Verantwortlichkeit für auswirkungen der 
Kohleproduktion auf die Menschenrechte in den 
abbaugebieten, vor allem in den kolumbianischen 
Provinzen Cesar und la guajira. 
In anbetracht der menschenrechtlichen auswir-
kungen des Kohleabbaus stellt sich die frage, wie 
das akteursgefüge strukturiert ist, das einfluss 
auf den Umgang mit diesen auswirkungen neh-
men kann. Verpflichtungen ergeben sich für den 
Staat, in dem die Operationen stattfinden, also für 
Kolumbien, einschließlich sämtlicher staatlicher 
einheiten in den Provinzen. Verpflichtungen haben 
auch die Unternehmen, die den abbau vornehmen, 
also meistens ausländische Bergbaukonzerne, 
die in Kolumbien operieren, sowie solche Unter-
nehmen, die die abgebaute Kohle einkaufen. eine 
zunehmend wichtige Rolle kommt nationalen 
Menschenrechtsinstitutionen zu – sowohl in den 
heimat- und gaststaaten als auch in anderen 
ländern lateinamerikas. Welche handlungsmög-
lichkeiten die betroffenen gemeinschaften haben, 
ist eine ebenso zentrale frage wie die nach der 
funktion und Wirkung von Zivilgesellschaft in den 
Provinzen, in der Region und international.
nationale Menschenrechtsinstitutionen über-
wachen die gesetzgebung und die Implementie-
rung von gesetzen, beraten ihre Regierungen, 
nehmen an Multi-Stakeholder-Prozessen teil 
und formulieren auch empfehlungen an Unter-
nehmen. In den meisten ländern bearbeiten 
sie auch Beschwerden von einzelpersonen oder 
gruppen. nationale Menschenrechtsinstitutionen 
könnten eine Schlüsselrolle bei der Schließung 
der Verantwortlichkeitslücke spielen. Über ihre 
netzwerke erreichen sie die Orte, an denen es 
zu menschenrechtlich relevanten auswirkungen 
von Unternehmenshandeln kommt, stehen poten-
ziell in direkter Verbindung mit Betroffenen und 
Verursachern und genießen zudem hohe legitimi-
tät und glaubwürdigkeit. Oft haben sie Büros in 
entlegenen Provinzen, so auch die kolumbianische 
Defensoría, und befinden sich somit in unmittel-
barer nähe der Operationen, die sich negativ auf 
die Menschenrechte auswirken. allerdings verfü-
gen die Menschenrechtsbüros in den Provinzen 
bisher über wenige Ressourcen, um präventiv zu 
arbeiten, sie handeln vielmehr auf grundlage einer 
Beschwerde. auch haben sie sich in der Regel 
wenig mit dem Thema Wirtschaft und Menschen-
rechte und den Un-leitprinzipien auseinanderge-
setzt. notwendig ist deshalb ein Kapazitäts- und 
Ressourcenaufbau, zum Beispiel mehr Personal 
und Schulungen zur Bearbeitung von wirtschafts-
bezogenen Menschenrechtsproblemen. nur dann 
könnten die nationalen Menschenrechtsinstitu-
tionen den gemeinschaften zur Seite stehen, die 
Unternehmen menschenrechtlich beraten und ein 
menschenrechtliches Monitoring der Unterneh-
mensaktivitäten vor Ort aufbauen. 
Dennoch lässt sich erkennen, wie umfänglich und 
fein gewebt dieses netzwerk bereits ist. In Zukunft 
könnte es deshalb noch stärker für die aufgabe 
gerüstet werden, die Wirtschaftsaktivitäten zu 
überwachen und Informationen entlang der liefer-
ketten zu vermitteln. In Kolumbien etwa verändert 
sich bereits die Rolle der Defensoría: In la guajira 
haben sich inzwischen enge Kontakte zwischen 
dem Menschenrechtsbüro der Provinz, Cerrejón, 
betroffenen gemeinden und der Zivilgesellschaft 
entwickelt. Sowohl die Zivilgesellschaft in den Pro-
vinzen wie auch die lokalen gemeinschaften selbst 
sehen in der Defensoría, im gegensatz zu Staat 
und Unternehmen, einen akteur mit hoher legiti-
mität und glaubwürdigkeit. auch die Unternehmen 
erwarten von der Defensoría eine vermittelnde 
Rolle, der sie teilweise auch nachkommt. 
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Die nationalen Menschenrechtsinstitutionen der 
verschiedenen lateinamerikanischen länder sind 
formal über verschiedene Verbandsstrukturen 
miteinander verbunden – zum Beispiel über das 
netzwerk der Ombudsbehörden und das netzwerk 
der nationalen Menschenrechtsinstitutionen der 
beiden amerikas. Sie kooperieren aber insbeson-
dere im Bereich Wirtschaft und Menschenrechte 
verhältnismäßig wenig. lateinamerikanische 
 gaststaaten von Unternehmen haben sich bisher 
vor allem als einzelstaaten mit den menschen-
rechtlichen auswirkungen von Unternehmens-
tätigkeiten beschäftigt. Dies ist insofern eine 
Stärke, als dass die nationalen Menschenrechts-
institutionen in den gaststaaten eine expertise 
zu den auswirkungen vor Ort entwickelt haben 
und entsprechend Maßnahmen ergreifen kön-
nen. lokale expertise und Maßnahmen genügen 
jedoch nicht, um die tatsächlichen und poten-
ziellen nachteiligen auswirkungen auf die Men-
schenrechte zu verringern. lateinamerikanische 
 Menschenrechtsinstitutionen äußern eine Reihe 
von Bedarfen in der regionalen Koordination: 
Wenn dasselbe Unternehmen in verschiedenen 
ländern tätig ist, ist ein Informationsaustausch 
unter den nationalen Menschenrechtsinstitu-
tionen über handlungsoptionen notwendig. Da 
es in den verschiedenen ländern zu ähnlichen 
Problemen kommt, ist auch eine gemeinsame 
Operationalisierung der unternehmerischen 
Sorgfaltspflicht sinnvoll. ebenso sollten gemein-
sam Methoden für Stakeholder-Dialoge entwickelt 
und empfehlungen nachgehalten werden. Durch 
regionale Kooperation könnte es auch gelingen, 
regionale und supranationale Organisationen zu 
mehr Regulierung zu bewegen, etwa in der euro-
päischen Union oder der afrikanischen Union. 
auch wären gemeinsame Stellungnahmen oder 
gemeinsame Beratung und lobbyarbeit innerhalb 
regionaler Schutzsysteme denkbar.
Weiteres Potenzial liegt in der transnationalen 
Kooperation zwischen den nationalen Menschen-
rechtsinstitutionen des gast- und des heimatstaa-
tes. So könnten etwa Menschenrechtsinstitutionen 
der importierenden Staaten Informationen liefern, 
die den Partnerinstitutionen in den gastländern 
nicht zur Verfügung stehen, beispielsweise wel-
che Unternehmen entlang der lieferketten in das 
Unternehmenshandeln und seine auswirkungen 
vor Ort involviert sind.
nationale Menschenrechtsinstitutionen alleine kön-
nen die Verantwortlichkeitslücke allerdings nicht 
schließen. eine wichtige Rolle kommt auch zivilge-
sellschaftlichen Organisationen (nichtregierungsor-
ganisationen, ngOs) zu, die, ähnlich wie nationale 
Menschenrechtsinstitutionen, als externe experten 
in Mechanismen unternehmerischer Sorgfalts-
pflichten miteinbezogen werden. Sie können Unter-
nehmen als wichtige unabhängige, sachverständige 
Ressource dienen, um die auswirkungen ihres 
Unternehmenshandelns richtig einschätzen zu kön-
nen. Insbesondere lokale ngOs sind mit den lan-
desspezifischen und lokalen Kontexten, politischen 
Rahmenbedingungen und bestimmten geschäfts-
umfeldern vertraut. Sie verfügen durch ihre nähe 
zu den lokalen gemeinschaften über spezialisiertes 
Wissen und können Betroffenen gehör verschaffen. 
Internationale ngOs und solche in heimatlän-
dern bilden damit ein wichtiges gegengewicht zur 
unternehmerischen und staatlichen Perspektive in 
politischen Prozessen. Um legitimationsdefizite zu 
vermeiden und um ihre politischen Ziele nicht vor 
die Interessen der Rechteinhaber_innen zu stellen, 
sollten sich die ngOs laufend mit den gemein-
schaften beziehungsweise deren Bedürfnisse 
rückkoppeln. Transnationale zivilgesellschaftliche 
Zusammenarbeit kann zur politischen Steuerung im 
Bereich Wirtschaft und Menschenrechte beitragen, 
indem ngOs die Öffentlichkeit an beiden enden 
der lieferkette informieren und mobilisieren. Dies 
ist menschenrechtlich besonders dann zu begrü-
ßen, wenn es gelingt, die Perspektiven der lokalen 
Rechteinhaber_innen sichtbar zu machen und nicht 
ausschließlich ngOs aus dem globalen norden 
für die Belange der Menschen im globalen Süden 
sprechen.
Die Tatsache, dass heimatstaat-Unternehmen 
über die importierte Kohle mit den Operationen 
im gaststaat verbunden sind, macht sie mitverant-
wortlich für deren nachteilige menschenrechtliche 
auswirkungen. eine Verantwortlichkeit besteht 
auch dann, wenn das Unternehmen keinen direk-
ten Bezug zu den auswirkungen hat; es reicht eine 
Verbindung über die lieferkette. Um die Verant-
wortlichkeitslücke zu schließen, brauchen heimat-
staat-Unternehmen einflussmöglichkeiten auf die 
operierenden Zulieferer. es gibt bereits annährun-
gen zwischen einigen heimat- und gaststaatunter-
nehmen, etwa durch gemeinsame CSR-Projekte 
vor Ort, wie die technische Unterstützung beim 
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Brunnenbau von Drummond und enBW, auch Ini-
tiativen wie Better Coal tragen zu einer erhöhung 
der Standards bei. 
allerdings reichen die Prozesse zur menschen-
rechtlichen Sorgfalt, die heimatstaaten-Unterneh-
men ergreifen, bisher nicht aus, um die Probleme 
vor Ort erschöpfend zu erfassen und auf sie 
zu reagieren. Zwar sind die heimatstaaten laut 
Un-leitprinzipien nicht verpflichtet, außerhalb 
ihrer Jurisdiktion die Menschenrechte zu schützen. 
aber die Un-leitprinzipien fordern, dass Staaten 
die volle Spanne der zulässigen Präventiv- und 
abhilfemaßnahmen ausschöpfen. für Opfer von 
Menschenrechtsverletzungen in den gaststaaten 
bestehen allerdings sehr hohe hürden, wenn sie 
in den heimatstaaten auf abhilfe klagen.114 nicht 
zuletzt ist es eine aufgabe der heimatstaaten, 
ihre Rohstoffabbau-Strategien so anzupassen, 
dass lokale Praktiken, vor allem Wirtschafts- und 
lebensweisen, nicht dadurch verdrängt werden. 
Mit zunehmender Komplexität transnationaler 
lieferketten müssen nationale Strategien der 
Rohstoffbeschaffung transnationale auswirkungen 
berücksichtigen. neben der oft schon integrierten 
nachhaltigkeit müssen solche Strategien auch die 
menschenrechtlichen Verpflichtungen und die öko-
nomischen Bedingungen vor, während und nach 
der Zeit des Rohstoffabbaus mitdenken.
Unternehmen müssen ihrer Verantwortung für die 
achtung der Menschenrechte nachkommen. Daher 
sollten gaststaat-Unternehmen, etwa Cerrejón 
und Drummond, aktiv die expertise von unabhän-
gigen Menschenrechtsexpert_innen einholen und 
kommunizieren, wie diese expertisen in die Unter-
nehmensprozesse eingehen. Dabei sollten sie 
nicht auf der ebene von grundsatzerklärungen ste-
hen bleiben, sondern Unternehmensaktivitäten so 
verändern, dass eine Besserstellung der Betroffe-
nen nachweislich angestrebt wird. Die menschen-
rechtliche Risikoanalyse des Unternehmens sollte 
die Risiken für die Menschen und ihre gefährdeten 
Rechte identifizieren, zunächst unabhängig von 
etwaigen nachteilen für das Unternehmen, wie 
etwa Regresszahlungen oder Mitigierungskosten. 
hierbei sollten Unternehmen streng die hierarchie 
von Vermeiden – Verringern – Mildern – Wiedergut-
machen115 einhalten: Ist davon auszugehen, dass 
eine unternehmerische Tätigkeit menschenrecht-
liche folgen hat, sollte diese unterlassen werden. 
auch heimatstaat-Unternehmen, wie e.On, RWe, 
Vattenfall oder enBW, sollten sich an der erarbei-
tung eines solchen Risikobegriffs und entspre-
chender Sorgfaltsprozesse beteiligen und ihren 
einfluss geltend machen, damit diese durchgeführt 
werden. In diesen fragen kann und sollte auch das 
heimatstaat-Unternehmen unabhängige Men-
schenrechtsexpert_innen konsultieren.
Der gaststaat sollte seine aufsichts- und Kon-
trollbefugnisse für Bergbauaktivitäten effektiv 
wahrnehmen und insbesondere die Unparteilich-
keit seiner regionalen Behörden sicherstellen; 
zudem sollte er dafür Sorge tragen, dass nicht 
nur Umwelt- und Sozialaspekte, sondern auch die 
Menschenrechte beobachtet werden. Studien über 
die lebensbedingungen und Bedarfe von lokalen 
gemeinschaften sollten in jedem fall unabhängig 
von Unternehmen in auftrag gegeben und triangu-
liert116 werden. eine lizenzvergabe muss soziale 
und menschenrechtliche Standards genauso 
einhalten wie zum Beispiel Umweltstandards in 
den eingeforderten Minenschließungsplänen. Die 
regionalen staatlichen Behörden in Kolumbien 
sind derzeit mit der Bearbeitung von Beschwerden 
überfordert. Dies liegt unter anderem daran, dass 
es so viele unterschiedliche Beschwerdestellen 
114 Die gegenwärtig bestehenden prozessualen, materiell-rechtlichen und praktischen hürden beschreiben Wesche, Philipp / Saage-Maaß, 
Miriam (2016): holding Companies liable for human Rights abuses Related to foreign Subsidiaries and Suppliers before german Civil 
Courts: lessons from Jabir and Others v KiK. In: human Rights law Review 16 (2), S  370–385; Krajewski, Markus / Oehm, fran-
ziska / Saage-Maaß, Miriam (hg) (im erscheinen): Zivil- und Strafrechtliche haftung von Unternehmen für Menschenrechtsverletzungen.
115 Die Unterscheidung zwischen „verringern“ und „mildern“ ist so zu verstehen, dass sich die Verringerung auf Risiken bezieht, während die 
Milderung auf folgen bezogen ist: Wenn nachteilige folgen nicht vermieden werden können, muss unter mehreren Optionen die minimal-
invasivste gewählt werden. Der Schwerpunkt liegt hier im Bereich des „do-no-harm“, also auf dem Unterlassen. Das Mildern ist hingegen 
als aktives Tun zu verstehen, damit sich ein unvermeidbarer eingriff wenig nachteilig auswirkt. [Vgl. The Danish Institute for human Rights 
(2016), S. 21, das von “avoid-reduce-restore-remediate” spricht; vgl. auch Bleckmann / Koalick / Utlu (2015), S. 13].
116 Der Begriff des Triangulierens bezieht hier sich auf seine soziologische Bedeutung als forschungsstrategie der empirischen 
Sozialforschung.  
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gibt, deren Zuständigkeit nicht transparent ist, und 
die dann Beschwerden innerhalb der staatlichen 
Behörden hin und her schieben. hier sollte ein 
Mechanismus garantieren, dass alle Beschwerden 
zeitnah und transparent bearbeitet werden, etwa 
indem sich die empfangende Stelle verpflichtet, 
die weitere Bearbeitung nachzuverfolgen und dies 
für Beschwerdeführende transparent zu machen. 
auch sollten staatliche einrichtungen nicht nur 
auf Beschwerden reagieren, sondern präventiv 
handeln. hierfür ist eine enge Zusammenarbeit mit 
der nationalen Menschenrechtsinstitution und mit 
zivilgesellschaftlichen Organisationen förderlich. 
Die Stärkung der regionalen Strukturen zu Präven-
tivmaßnahmen sowie eine effektivere Beschwer-
debearbeitung im Kohlesektor sollten auch Teil 
der Umsetzung des kolumbianischen nationalen 
aktionsplans sein. 
Der gaststaat sollte die wissenschaftliche exper-
tise zu Post-extraktivismus und vor allem die 
Bevölkerung in die erarbeitung der regionalen 
entwicklungspläne aktiv mit einbeziehen und 
hierbei insbesondere bestehende lokale Praktiken 
berücksichtigen. außerdem sollte der gaststaat 
transparent mit den einnahmen aus dem Berg-
bau umgehen und diese in die gewährleistung 
wirtschaftlicher, sozialer und kultureller Rechte 
in den abbauregionen reinvestieren. Dies ist 
umso dringender, da die einnahmen, die nach 
Minenschließung ausfallen, kaum durch andere 
Wirtschaftssektoren in der Region kompensiert 
werden können. 
alle akteure in heimatstaat und gaststaat kön-
nen dazu beitragen, dass die Menschenrechte in 
den Kohleabbaugebieten besser und nachhaltig 
geschützt werden. Um dies zu erreichen, gilt es, 
die Informationsflüsse und handlungsoptionen im 
transnationalen Kontext zu verbessern und die Dia-
logpartner, insbesondere betroffene gemeinschaf-
ten und operierende Unternehmen, auf augenhöhe 
zu bringen – immer eingedenk der Tatsache, dass 
der Rohstoffabbau endlich ist. 
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Abkürzungen
BCE Industriegewerkschaft Bergbau, Chemie, 
energie
BHP Broken hill Proprietary Company limited
BIP Bruttoinlandsprodukt
BMWi Bundesministerium für Wirtschaft und 
energie
BMZ Bundesministerium für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und entwicklung
CREER Centro Regional de empresas y empren-
dimientos Responsables 
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ternehmerische gesellschaftsverantwor-
tung)
DANE Departamento adminstrativo nacional de 
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DIMR Deutsches Institut für Menschenrechte
EITI extractive Industries Transparency 
Initiative (Initiative für Transparenz im 
roh stoffgewinnenden Sektor)
EnBW energie Baden-Württemberg ag
FARC fuerzas armadas Revolucionarias de 
Colombia (Revolutionäre Streitkräfte 
Kolumbiens)
FES friedrich-ebert-Stiftung
ICESCR International Covenant on economic, 
Social and Cultural Rights (Internatio-
naler Pakt über wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Rechte)
ILO International labour Organization (Inter-
nationale arbeitsorganisation)
INEF Institut für entwicklung und frieden
ITUC International Trade Union Confederation 
(Internationaler gewerkschaftsbund)
KIK Textilien und non-food gmbh
NGO non-governmental Organization (nicht-
regierungsorganisation)
NMRI nationale Menschenrechtsinstitution
OECD Organisation for economic Co-opera-
tion and Development (Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
entwicklung)
SIMCO Sistema de Información Minero Colom-
biana (Informationssystem zum Bergbau)
STEAG Steinkohlen-elektrizität ag
SOMO Stichting Onderzoek Multinationale 
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UNDP United nations Development Programme 
(entwicklungsprogramm der Vereinten 
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